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Die finanzielle Situation der StadtMannheim ist
derzeit gut,das scheint wenig strittig. Strukturell
ist die Stadt aufgrund der eigentlich vomBund zu
verantwortenden Sozialaufgaben aber grundsätz-
lich unterfinanziert. Dieses wirkt sich jedoch in
dieser stabilen und lang anhaltenden konjunktu-
rellenHochphase derzeit kaum aus. Der noch ak-
tuelle Doppelhaushalt bringt für die Jahre
2016/2017massive Überschüsse,die uns ermög-
lichen imRahmen des nächsten Doppelhaus-
haltesmehr zu investieren. Eine halbeMilliarde
Euro Investitionen ist schon eine eindrückliche
Investitionssumme.Wir hoffen sehr,dass die
Verwaltung es hinbekommt,die eingeplanten In-
vestitionen auch in derHöhe umzusetzen.Wir
sind diesbezüglich aber skeptisch! Schon in der
Vergangenheit hat die Verwaltung es praktisch
nie geschafft,die geplanten Investitionen umzu-
setzen.Wir haben Verständnis dafür,dass es bei
einzelnen Investitionen zu Verzögerungen
kommt. Kein Verständnis aber habenwir für eine
Bugwelle vonHaushaltsresten in dreistelliger
Millionenhöhe. Hier vermissenwir auch eine
Ambition der Verwaltung dieses Thema ernst-

haft anzugehen. Das Gegenteil ist leider der Fall.
Der Kämmerer lehnt sich zurück und kalkuliert
damit,dass sich diese Bugwelle auch in den näch-
sten vier Jahrenweiterschiebt.Wir fordern ein
Ende des Nichtstuns und einHandlungspro-
gramm, umdiese 100-Millionen-Welle Stück für
Stück abzubauen. Zielmuss es sein,dieHöhe der
investivenHaushaltsreste auf 10 bismaximal
20Millionen Euro zu drücken. Dies ist finanziell
über die nächsten vier Jahremachbar,wenn die
konjunkturelle Lage stabil bleibt.

Zweifel habenwir,ob die Umsetzung der geplan-
ten Investitionenmit dem vorhandenen Personal
machbar ist. Es braucht keine höhereMathema-
tik um zu der Erkenntnis zu kommen,dass im-
mer weniger Personal in den relevanten Berei-
chenwie z.B. Stadtplanung und Tiefbau nicht im-
mermehr Investitionen umsetzen kann. Diese
Erkenntnis scheint sich langsam auch in Teilen
der Verwaltung durchzusetzen.Mit denHaus-
haltsstrukturprogrammen der letzten Doppel-
haushalte habenwir aber leider unserer Investi-
tionsfähigkeit geschadet. Ein Gutachten zur

Sehr geehrterHerrOberbürgermeister,
liebe Kolleginnen undKollegen,
liebeMannheimerinnen undMannheimer!

Foto: Pixabay



sich genauer betrachten. Die Zuschüsse steigen
insgesamtmassiv an. Aber wer profitiert undwer
verliert? Der SPD-Oberbürgermeister schlägt
hier vor: Die Kleinen sollen einsparen und die
Großen bekommenMillionen hinzu. Es soll eine
Umverteilung stattfinden vonArm zu Reich,von
Klein zuGroß,von freien Trägern aus der Bürger-
gesellschaft hin zum städtischenKonzern. Ca.
150 Zuschüsse von Drittenwerden gekürzt,aber
die städtischen Tochtergesellschaften und Eigen-
betriebe wie Kunsthalle,Rosengarten,mg:GmbH
undNationaltheater bekommen teilweiseMillio-
nen hinzu. Hier geht der vorgeschlageneWeg in
eine komplett falsche Richtung! Hier braucht es
eine deutliche Korrektur. Dritte,die Aufgaben für
uns erledigen,müssen einen dynamisierten Zu-
schuss erhalten. Eine solche Umverteilungspoli-
tik, diemehr Ungerechtigkeit in unserer Stadt
schafft undwertvolle Strukturen austrocknet,
können undwerdenwir nicht unterstützen.Wir
unterstützen die Verknüpfung der Zuschüssemit
den Zielen der Stadt,undwir unterstützen auch
eine Überprüfung,ob es Zuschüsse gibt,auf die
man verzichten kann,aber die 1%-Kürzung halten
wir für grundlegend falsch.

Die Stadtverwaltung ist bei der Aufstellung des
Haushaltsstrukturprogrammes einennicht nach-
vollziehbarenWeg gegangen. Vormehr als zwei
Jahren hat Bürgermeister Specht den Betrag von
42Millionen Euro als Einsparsummeaus dem
Hut gezaubert. DieHerkunft dieser Zahl konnte
er schon damals nicht nachvollziehbar erklären.
Seitdemhaben sich diewirtschaftlichen und fi-
nanziellen Rahmendaten unserer Stadt deutlich
verändert – deutlich verbessert – aber die 42Milli-
onen Euro sind geblieben. Ein Schelm,wer denkt,
dass Sparen bzw. die Sparsummehier Selbstzweck
ist. Sollte anfangs diese SummedurchModerni-
sierung erzielt werden,wurde – für die Verwal-
tung vollkommenüberraschend – festgestellt,
dass dies so kurzfristig und in dieserHöhe nicht
funktioniert. Die Antwort der Verwaltung darauf:
Dannmachenwir halt zurHälftewieder ein altba-
ckenes Sparprogrammund zwingen die Fachbe-
reiche inKürzungen. So ein Vorgehen passt nicht
zumAnspruch eine dermodernsten Stadtverwal-
tungenDeutschlands zu sein.

Auch bei derHaushaltsaufstellung hat die Ver-
waltung diesesMal erneut ein neues Verfahren
gewählt. Es stellt sich die Frage,ob uns das als
Stadt vorangebracht hat. Eines zumindest hat
sich jedoch nicht geändert: DerHaushalt ist laut
Verwaltung so genau aufgestellt,dass es über die
Vorschläge der Verwaltung hinaus keinen Spiel-
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Personalbemessung imBereich Bauen und Pla-
nenwäre wichtig. Allerdings braucht es den
Willen Erkenntnisse dann auch umzusetzen. Oft
erlahmt der Umsetzungswille nach demErgrei-
fen ersterMaßnahmen. Die Erkenntnisse des
Steidle-Gutachtens haben nach ersten,durchaus
relevanten Verbesserungen,bei der Verwal-
tungsspitze offensichtlich an Bedeutung verlo-
ren.Wir GRÜNE bleiben dran undwerden gera-
de bei der Debatte zumHandlungsfeld öffent-
licher grüner Raumdie Umsetzung des Steidle-
Gutachtens einfordern. Darüber hinaus werden
wir darauf achten,dass beimBau neuer Stadtteile
und neuer Infrastruktur die Folgekosten immer
gleichmit eingepreist werden.Man kann keine
neuen Stadtteile,neueGrünflächen oder neue
Straßen bauen,während die Pflege- und Instand-
haltungskosten sowie das Personal gleich blei-
ben. Das funktioniert nicht!

Auch die Vorgehensweise beimneuenHaus-
haltsstrukturprogrammSHM2 sehenwir skep-
tisch. Hier kommen bei uns Zweifel auf,wie ernst
es die Stadtverwaltungmit einer zielorientierten
Steuerungmeint undwas SHM2wirklich ist – ein
Modernisierungs- oder doch ein klassisches Ein-
sparprogramm.

Wennwir uns ein zentrales Element des SHM2-
Programms anschauen,scheint die Einordnung
klar. Die Verwaltung fällt hier wieder in Verhal-
tensmuster der ÄraWidder zurück und setzt auf
dieMethode Rasenmäher. Die Zuschussempfän-
ger der Stadt,die Aufgaben für uns erledigen –
oftmals auch Pflichtaufgaben der Stadt – sollen
alle jeweils eine 1%-Kürzung bekommen. Alle?
Nein,diejenigen,die Glück hatten und deren Zu-
schuss bereits per Vertrag geregelt ist,nicht.Wir
fragen hier:Was hat dasmit zielorientierter
Steuerung zu tun? Ist die zielorientierte Steue-
rung nur ein netterMarketing-Gag umVerwal-
tungspreise zu gewinnen?Wennman das Thema
ernst nimmt,kannman nicht einen solchen Vor-
schlagmachen. Der Umgangmit Zuschussemp-
fängern in unserer Stadt ist eine Schande.Wir
vergeben Pflichtaufgaben an Dritte und legen
dann einmalig einen Festbetrag fest,den sie dafür
erhalten. Das Problem von Inflation und Perso-
nalkostensteigerung blendenwir einfach aus,es
ist ja nichtmehr unser Problem. Dieses kurzsich-
tigeHandeln ist das Gegenteil vonNachhaltig-
keit.Wir zwingen so auch immermehr Träger
aus Tarifverträgen auszusteigen,um irgendwie
Zuschuss und Personalkosten in Einklang halten
zu können. Und jetzt will die Stadtverwaltung die-
se Zuschüsse noch um 1% kürzen. Dasmussman



Etatrede 2017/2018 · BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Gemeinderat Mannheim Seite 5

zu stoßen. Aberwas stecktmehr dahinter als die
Sammlung schon vorhandener und angedachter
Aktivitätenunter einer neuenÜberschrift?Wir
GRÜNEwerdendieUmsetzungdieserHandlungs-
felder einfordernundVorschlägemachen.Wir
hoffen,in diesenThemenfeldern etwas inBewe-
gungbringen zukönnen.Wir befürchten aber,
dass amEndenicht vielmehrherauskommt als
die flächendeckendeTotalüberwachungdes öf-
fentlichenRaumesbeimHandlungsfeldÖffent-
licherRaum,unddass die Begrünungdes öffent-
lichenRaumes vergessenwird.Wir lassenuns
aber gernedurchumgesetzte Projekte undMaß-
nahmenvomGegenteil überzeugen.

Wie finanzierenwir den angestrebtenHaushalt?
Allzu schwer fällt es uns als Stadt kurzfristig
nicht,abermittelfristig wird es schwieriger. Nut-
zenwir dann dafür alle uns zur Verfügung ste-
hendenMöglichkeiten? Nein,aus ideologischen
Gründenwird eine Finanzierungsquelle ausge-
schlossen. Die Stadtverwaltung hattemit dem
Projekt der Erneuerung der Straßenbeleuchtung
ein Paradebeispiel dafür gefunden,wie wir wich-
tige Investitionen über Kredit umsetzen und die
Rückzahlung aus den energetischen und finan-
ziellen Einsparungen der Investition tätigen kön-
nen. Sinnvoller kannman dasMittel Kredit gar
nicht einsetzen. Aber was passiert amEnde? Der
Oberbürgermeister knickt vor der Ideologie der
CDU ein und zieht seinen eigenen Vorschlag zu-
rück. Auf wessen Kosten? Auf Kostenweiterer
wichtiger Investitionenwie z.B. einer weiteren
Schulsanierung. Das sind die Kosten dieser CDU-
Ideologie.WelcheMöglichkeiten habenwir dar-
auf zu reagieren? Versteckte Schuldenaufnah-
me! Statt ehrlich und transparent Kämmerei-
schulden aufzunehmen,lagernwir dannKredite
in unsere Tochtergesellschaften aus und belas-
ten den städtischen ErgebnishaushaltmitMiet-
zahlungen. Aber was ich nicht im aktuellenHaus-
halt sehe,ist ja nicht da ...

Wir sehen diesenHaushalt als ein Sammelsu-
rium verschiedenster durchaus wichtigerMaß-
nahmen und Projekte,die klare Linie fehlt uns je-
doch.Wir GRÜNEwerden versuchen durch un-
sere Anträge eine klarere Richtung zu geben.
Wir wollen Schwerpunkte setzen.Wir wollen das
gesellschaftliche Engagement stärken,den Le-
benswert unserer Stadt durchmehrGrün stei-
gern und die Verkehrswende in unserer Stadt an-
gehen anstatt dieHerausforderungen der Zu-
kunft weiter zu ignorieren.Wir haben uns sehr
gefreut,dass die Stadt vom „Global Forumon
Human Settlements” in Kooperationmit dem

raumgeben soll,auch nicht bei verbesserter
Steuerschätzung. Es fällt nicht schwer zu pro-
gnostizieren, dass sich amEnde herausstellen
wird,dass doch noch Spielraumgegebenwar für
wichtige Anliegen des Gemeinderats. Dieses
Schauspiel stärkt nicht gerade das Ansehen kom-
munaler Demokratie. Hier wäre eine Verände-
rung des Vorgehens imRahmen derHaushalts-
aufstellung angezeigt. In anderen Städten ist es
kein Problem,dass sich Verwaltung undGemein-
derat imVorfeld der eigentlichenHaushaltsbera-
tungen über die finanziellen Rahmendaten ver-
ständigen und auch über den finanziellenHand-
lungsspielraum für zusätzliche Anliegen des Ge-
meinderates. Hier wäre ein wenigMut nötig,sich
von der überholten Vorgehensweise der Vergan-
genheit zu trennen.

Auch scheint die Verwaltung,insbesondere das
Dezernat I,sich wiederHaushaltsposten für spä-
tere Entscheidungen eingebaut zu haben.Wir
wagen die Prognose,dass im Laufe der Jahre wei-
tere Ausgabenwünsche seitens der Verwaltung
auftauchenwerden,die dann ohne Probleme aus
mehr oder weniger bekanntenHaushaltsstellen
finanziert werden können. Für weitere Ausga-
benwünsche des Gemeinderates wird es abseh-
bar aber keine finanziellenHandlungsspielräu-
me geben. Diesbezüglich hatte die SPD imRah-
men der letztenHaushaltsberatungen recht
kurzfristig einen Vorschlag gemacht. Dieser wur-
de imNachgang dann leider nicht weiter thema-
tisiert. Es ist an der Zeit,diese Idee aufzugreifen
undweiterzuentwickeln.

ImRahmen diesesHaushaltes gibt es erstmalig
Handlungsfelder.Was sind dieseHandlungsfel-
der tatsächlich undwelche Bedeutung haben sie?
Sind siemehr als strukturierende Überschriften
für dieHaushaltsrede des Oberbürgermeisters?
Sind sie in zwei Jahren schonwieder vergessen?
Passen Sie eigentlich zu unseren strategischen
Zielen und zumProzess desHerunterbrechens
der globalenNachhaltigkeitsziele auf Ebene un-
serer Stadt? Oder sind sie nur eine schnelle Ant-
wort auf die aktuelle gesellschaftliche Stimmung
wie dieHäufung desHeimatbegriffs in der Rede
des Oberbürgermeisters?

Auchhier herrscht bei uns Skepsis. Es sind durch-
auswichtige Zukunftsaufgabenbeschrieben. Die
StärkungderDemokratie,die Bekämpfung von
Armut,die Schaffung vonbezahlbaremWohraum
unddieVerkehrswende – auchwenn sie ver-
schämt StärkungdesUmweltverbundes genannt
wurde,umdie ewigGestrigennicht vor denKopf
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Umweltprogrammder VereintenNationen” in
NewYork für das ThemaNachhaltigkeit ausge-
zeichnet wurde. Aber es geht uns ummehr als
Preise für die Stadtverwaltung.Wir wollen,dass
die großenHerausforderungen unserer Zeit ge-

Die Zukunft
jetzt gestalten
Der Klimawandel ist wahrscheinlich die größte
Herausforderung unserer Zeit. Die weltweite
CO2-Konzentration in der Atmosphäre steht auf
einemRekordhoch,und die UNwarnt einmal
mehr vor einemunumkehrbaren Klimawandel,
sollte der Ausstoß von Treibhausgasen nicht in
den nächsten 10 Jahren deutlich reduziert wer-
den. Unabhängig von den Ergebnissen des Bon-
ner Klimagipfelsmuss die StadtMannheim ihren
versprochenen Beitrag leisten. Klimaabkommen
auf nationaler Ebene sindwichtig,aber noch
wichtiger ist eine konkrete Umsetzung vor Ort.
Die StadtMannheim – der Gemeinderat – hat
sich verpflichtet auch in unserer Stadt den CO2-
Ausstoß bis zum Jahr 2020 um40% zu reduzieren.
Dieses Ziel werdenwir nicht erreichen,wenn
Verwaltung undGemeinderat nicht deutlich um-
steuern. Der Pro-Kopf-Ausstoß von CO2 liegt in
Mannheimmit 11 Tonnen pro Einwohner*in über
demBundesdurchschnitt und deutlich über dem
Durchschnittswert von Baden-Württembergmit
8,6 Tonnen. Es gibt bisher leider viel zu wenige
Ambitionen außerhalb des Dezernats V hier et-
was zu tun. Aber Klimaschutz ist keine Aufgabe
für einen Fachbereich oder ein Dezernat. Er ist
eineHerausforderung,die wir über die ganze
Stadtverwaltung und ihre Tochtergesellschaften
hinweg umsetzenmüssen. Hier fordernwir of-
fensiv ein,dass sich in Zukunftmehr tut.

Unabhängig davonobderMenschheit eineBe-
grenzungder Erderwärmung aufmaximal 1,5Grad
gelingt,wird sich dasMannheimer Stadtklima
weiter verändern.Heiße Sommermit heißen
Sommernächten sind schonheute ein großes ge-
sundheitliches Problem für ältereMenschen,
Kranke,Kinder,Schwangere etc. Hiermüssenwir
vorOrt gegensteuern,umganz konkret die Le-
benssituation unserer Bevölkerung zu verbessern
undumdie zu erwartende zusätzlicheWärmebe-
lastung abzumildern. Es geht darum,konkrete An-
passungsstrategien an die Folgen desKlimawan-
dels zu entwickeln undumzusetzen. Dank der per-
sonellenAufstockung derKlimaschutzleitstelle,

löst werden und unsere Stadt ihren Beitrag dazu
leistet. Von daher war es für uns sehr enttäu-
schend, dass in derHaushaltsrede des Oberbür-
germeisters das ThemaKlimaschutz nicht ein
einzigesMal erwähnt wurde.

die dieGRÜNEGemeinderatsfraktion beim letz-
tenHaushalt auf denWeg gebracht hat,wird nun
inMannheim an der Erstellung unserer Klimafol-
genanpassungsstrategie gearbeitet. Zentrale Be-
deutung haben dabei:

! die Sicherung der verbliebenen,großen Frei-
raumstrukturen undGrünzäsuren,der Erhalt
und die qualitative Verbesserung vonKaltluft-
entstehungsgebieten,

! die Umsetzung der Planungsempfehlungen aus
der Stadtklimaanalyse 2010,

! die Sicherung derGrünflächen in denhochver-
dichtetenQuartieren und die Entsiegelung von
Hinterhöfen und öffentlichemRaumund

! derAusbau der Fassaden- undDachbegrünung.

Beim letztgenannten Punkt wollenwir ganz kon-
kret nachsteuern. Es hat sich gezeigt,dass die
größteHürde bei der Umsetzung vonmehr Dach-
und Fassadenbegrünung nicht das Geld ist,son-
dern die nicht ausreichenden Beratungskapazitä-
ten. Hier wollenwir eine bessere Beratung von
Bürger*innen undUnternehmen sicherstellen.
Gleichzeitig wollenwir die Begrenzung des Pro-
gramms auf die Innenstadt aufheben. Auch in
den anderen innerstädtischenGebietenwie der
Neckarstadt oder der Schwetzingerstadt sind
Dach- und Fassadenbegrünung äußerst sinnvoll.

Umdie Umsetzung der Klimaschutzkonzeption
zu bündeln und zu effektivieren erachtenwir es
als notwendig,Personal und Fördermittel zur
Umsetzung der „Klimaschutzkonzeption 2020“
und seiner Fortschreibung und der „Konzeption
Energiesparmaßnahmen“ in der Klimaschutzleit-
stelle zu bündeln,so wie es der Oberbürger-
meister in seinemWahlkampf 2015 zugesagt
hatte. Nur so lassen sich Synergien bei Klima-
schutzprojekten erreichen.

Konkret zeigen sich zwei große Aufgabengebiete,
die wir in unserer Stadt angehenmüssen:Wir
brauchenmehrGrün undweniger Grau in den
verdichteten Stadtbereichen undwirmüssen es
schaffen zügig eine Verkehrswende einzuleiten.
Hier werdenwir als GRÜNEGemeinderatsfrak-
tion besondere Schwerpunkte setzen.
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Mannheim
grünermachen
Ob Bäume,kleineGrünflächen oder die großen
Stadtparks,sie alle dienen der Naherholung und
erhöhen die Lebensqualität in der Stadt. Theore-
tisch herrscht darüber Einigkeit imGemeinderat.
Steht der Erhalt innerstädtischer Grünflächen je-
doch in Konkurrenz zu Bauprojekten – welcher
Art auch immer – haben die Grünflächen schnell
das Nachsehen undwerden überbaut. Innerhalb
der hochverdichteten innerstädtischenQuartie-
re sindwir amEnde einer verträglichenNachver-
dichtung angelangt,imGegensatz zu einigen Vor-
orten, in denen eine Nachverdichtung noch sinn-
voll sein kann. Innerhalb der Quadrate gingen in
den letzten Jahren viele kleine Frei- und Brachflä-
chen verloren. Daher sindwir sehr zufrieden,
dass wir einen Beschluss zur Sicherung der
innerstädtischenGrünflächen erreichen konn-
ten. Der aktuelle Zustand der Grünflächen ist je-
doch nicht zufriedenstellend. Es ist gut,dass das
Dezernat VGelder für die Verbesserung von
Wegen und Treppen in den Parks eingestellt hat.
Darüber hinaus wollenwir aber auch das Grün in
den innerstädtischen Parks aufwerten undGrün-
verbindungen schaffen,so zumBeispiel zwischen
LauerschenGärten und demScipiogarten.Wir
greifen dasHandlungsfeld grüner öffentlicher

Foto: Pixabay

Raum auf undwollen dieses stärken. Nicht nur
Grünflächen sindwichtig,mindestens ebenso
wichtig ist der Baumbestand. In den letzten bei-
denHaushaltsberatungen konntenwir bereits
wichtige Erfolge erzielen undGelder für die
Pflanzung neuer Bäume bereitstellen. Unser
Ziel ist die grüneNetto-Null. Der aktuelle Baum-
bestandmuss qualitativ und quantitativmindes-
tens erhalten bleiben. Ein wichtiges Instrument
ist dafür die Baumschutzsatzung. Diese istmitt-
lerweile stark veraltet und bietet kaumAnreize
Bäume zu erhalten. Bei einer Novellierungmüs-
sen strengereMaßstäbe für den Baumerhalt an-
gesetzt werden.

Im letzten Jahr hat der Gemeinderat nach langem
Ringen das Spielplatzkonzept fürMannheim ver-
abschiedet, das für sämtliche Spielplätze ein Sa-
nierungs- und Entwicklungskonzept aufgestellt
hat. Damit werden die Spielplätze inMannheim
erstmalig gesamthaft betrachtet und eine nach-
haltige Instandhaltungs- und Sanierungsplanung
aufgesetzt. Dieses Konzeptmuss nun aber zeitnah
umgesetzt werden.Mit den imHaushalt veran-
schlagtenMitteln würde dieses 30 Jahre dauern,
dasmuss unbedingt beschleunigt werden.Wir
wollen daher die Ressourcen für Bau undUnter-
halt von Spielflächen deutlich erhöhen,umdamit
eine familienfreundliche Stadtentwicklung im
gesamten Stadtgebiet zu fördern.
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InMannheim konnten in den letzten Jahren eini-
ge Gebiete als Natur- oder Landschaftsschutzge-
biete gesichert werden. Gerade dieses Thema ist
mit demNamenWolfgang Raufelder verknüpft,
der sich diesbezüglich hohe Verdienste für unse-
re Stadt erworben hatte. Ganz im Sinne vonWolf-
gang Raufelder setzenwir uns für den Erhalt und
Ausbau dieser Schutzgebiete ein.Mit demVer-
bleib der amerikanischen Streitkräfte auf Cole-
man hat sich die Ausweisung als Naturschutz-
gebiet leider auf unbestimmte Zeit verzögert. Die
Stadt ist hier dringend gefordert in Zusammenar-
beitmit demRegierungspräsidiumKarlsruhe da-
für zu sorgen,dass die Pflege der Flächen,die zum
Erhalt ihrer ökologischenWertigkeit notwendig
ist,gewährleistet wird.

Als weiteres,neues Schutzgebiet inMannheim
sind für das Landschaftsschutzgebiet Rheinau
Kaserne die nötigen Untersuchungen getätigt.
Die GRÜNEGemeinderatsfraktion erwartet nun
eine baldige Unterschutzstellung des Gebietes,
umdie vorhandenen Sandrasenflächen zu erhal-
ten undweiterzuentwickeln.

Die besondere LageMannheims anRheinund
Neckar ist ein Potential annaturnahen,attraktiven
Flusslagen,das bisher zuwenig genutztwird. Die
Ufer sind immernoch technisch starküberbaut
und in ihrer ökologischenWertigkeit deutlich ein-
geschränkt.Mit Landesmitteln ist es nun imnäch-
sten Jahrmöglich,amNeckar auf Feudenheimer
undNeuostheimerGemarkungdieVorplanung
für zwei Flachwasserzonen zubeauftragen. Damit
kanneine ökologischeAufwertungdesNeckaru-
fers erreicht undgleichzeitig ein attraktiver Zu-
gang zumUfer für die Bevölkerung gestaltetwer-
den – eine klassischeWin-Win-Situation,die im
weiterenVerlauf vomLandmit 85%bezuschusst
wird. DieseChancemüssenwir nutzen!

Die verschiedenen BiotopeMannheimsmüssen
miteinander verbundenwerden,um eine reich-
haltige Tier- und Pflanzenwelt zu erhalten. Die
Biotopverbundplanung inMannheim scheint
aber leider eine never ending story zu sein. Doch
der Biotopverbund ist eigentlich eine Pflichtauf-
gabe nach demBundesnaturschutzgesetz.Mann-
heimhat es sich zur Aufgabe gemacht,auf dieser
Basis denNaturhaushalt zu stärken und die land-
schaftliche Erholungsfunktion zu verbessern.
2004wurde die Biotopverbundplanung für
Mannheim Süd veröffentlicht,MannheimNord-
west steht vor der Fertigstellung. Nun sollte das
letzte TeilgebietMannheimNordost zügig beauf-
tragt werden. Die Daten liefern dannwichtige

Grundlagen für die Entwicklung des Grünzugs
Nordost und dessen Einbindung in die Biotop-
strukturen des Stadtgebietes.

Die Austragung der BUGA2023 ist nach einem
langenund kontroversenDiskussionsprozess
vomGemeinderat beschlossenworden. Damit
wurde die Freiraumplanung desGrünzugs
Nordost der BUGAgGmbHübergeben. Für die
GRÜNEFraktion hat die ökologische Entwicklung
der Flächen oberste Priorität. Für das Spinelli-
Gelände ist unswichtig,die Lebensräume für die
nachgewiesenen,stark gefährdetenArtenwie
Wildbienen,Fledermäuse undVögel zu erhalten
und den großenmittleren Bereich von Spinelli
möglichst naturnah undmit natürlicher Sukzes-
sion zu entwickeln.Hier braucht es eine Zu-
sammenarbeitmit einemdarauf spezialisierten
Planungsbüro.

Im Landschaftsschutzgebiet Feudenheimer Au
sind großflächige Änderungen vorgesehen,de-
ren Vereinbarkeitmit der Schutzgebietsverord-
nung noch nicht geklärt ist. Veränderungen des
Hochgestades und die Anlage eines Sees sindmit
demmassiven Eingriff in das Schutzgut Boden
abzuwiegen. Gleiches gilt für die Anlage neuer
Wege. Es braucht einen behutsamenUmgang
mit den vorhandenen Strukturen und Biotopen.
Die Erhaltung der sehr hohen Leistungsfähigkeit
der Au als Kaltluftentstehungsgebietmuss
Grundlage aller Planungen sein.

Bezüglich der Finanzierung des Grünzugs freuen
wir uns,dass die Landesregierung neben demZu-
schuss von 20Mio. Euro sogar weitere 30Mio.
Euro Zuschüsse für einzelneMaßnahmen in Aus-
sicht gestellt hat.Wir erwarten,dass dieseMittel
über die Anmeldung ökologisch hochwertiger
Projekte akquiriert werden. Für die BUGA brau-
chenwir jetzt die Entwicklung eines attraktiven
Ausstellungskonzeptes,denn amBeispiel der ei-
gentlich attraktiven IGA in Berlin sehenwir,wie
schwer es ist ausreichend hohe Besucherzahlen
zu erzielen.

Der Luisenpark und derHerzogenriedpark sind
herausragende innerstädtische Erholungsgebiete
und in der Bevölkerung sehr geschätzt. Aber in
die Attraktivität der Parkswurde viel zu lange
nicht genügend investiert.Wir begrüßen es sehr,
dass endlich Schwung in dieWeiterentwicklung
der Stadtparks kommt. Das ist dringendnotwen-
dig, denn trotz größter Beliebtheit sind die Besu-
cherzahlen bereits rückläufig. Hier sehenwir
auch die Chance die Parks deutlich zu stärken.
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Die Flächeninanspruchnahme inMannheim
durch Siedlung und Verkehr liegtmit 58,2% sehr
hoch. Ungestörte Böden sind entsprechend sel-
ten undmehr oder weniger auf landwirtschaftli-
che Flächen und denWald beschränkt. Umso be-
sorgniserregender ist die Belastung der Ackerflä-
chenmit PFC imMannheimer Norden.Wir er-
warten hier neben der regelmäßigen Berichter-
stattung der Stadt imAUT auch vomRegierungs-
präsidium eine transparente Öffentlichkeitsar-
beit. Sanierungsmaßnahmen von Böden und
Grundwasser sind nach demderzeitigen Kennt-
nisstand technisch schwierig und kaum zu finan-

zieren.Wenn auf den Flächen die landwirtschaft-
liche Nutzung nichtmehrmöglich ist,sollte eine
Umwandlung inGrünland erfolgen.

Bei derNeuverpachtung von städtischenAcker-
flächen sind ökologisch anbauende Landwirte zu
bevorzugen. Das dramatische Insektensterben ap-
pelliert an unsere Verantwortung,die biologische
Vielfalt zu erhalten und die ökologische Leis-
tungsfähigkeit unserer Böden zuwahren,damit
sich auch nachfolgendeGenerationen vonMann-
heims Böden ernähren können. Der Einsatz von
PestizidenwieGlyphosatmuss beendetwerden!

Foto: Fotolia / andreaskoch02
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DieVerkehrswende
konsequenteinleiten
Die Stadt erstickt zunehmend anderMengepriva-
terAutosmit Verbrennungsmotoren. Stauund
Parkplatzsuchenervennicht nur dieAutofahrer*
innen selbst,sondern vor allemBewohner*innen.
Verkehr belastet unsmit Lärmund gesundheits-
schädlichen Abgasen. Der Stress im Straßenver-
kehr steigt stetig für alle Verkehrseilnehmer*in-
nen. Die parkendenAutos stellen die Stadt zu und
belegen einen großenAnteil des öffentlichen
Raumes.Wie unsere Stadt anders aussehen
kann,hat dasMonnem-Bike-Festival zum 200-
jährigen Jubiläumdes Zweirades eindrucksvoll
gezeigt. DieMannheimer*innen und die Gäste
aus demUmlandwaren begeistert davon,wie sie
unsere Stadt ohne die Verkehrsbelastung erle-
ben konnten. DemMonnem-Bike-Teammöchten
wir an dieser Stelle nochmals ganz herzlich für
die herausragendeOrganisation des Jubiläums-
jahres danken. Dieses Erlebnis einer fußgänger-
und radfahrerfreundlichen Stadt wollenwir ver-
stetigen und jedes Jahr ein solchesWochenende
gestalten. Diese Begeisterung für eine nachhalti-
geMobilität – unter Beteiligung des großen Enga-
gements von Vereinen und Bürgerinitiativen –
wird uns bei der Bewältigung der Verkehrswende
in unserer Stadt helfen.

Für eine verbesserteMobilität inMannheim
braucht es ein integriertesMobilitätskonzept,das
die verschiedenen Verkehre vernetzt betrachtet.
Schon bei den vorletztenHaushaltsberatungen
wurde dies auf einen Antragmeiner Fraktion hin
zugesagt. Seitdemwartenwir auf ein erstes
Zwischenergebnis.Wenn die Verwaltung keine
Kapazitäten dafür hat,muss sie es nach außen
vergeben. Dies ist zeitnah nötig,um für die Kon-
versionsflächen eine belastbare Planungsgrund-
lage für die Stadtentwicklung zu erhalten und in
den verdichteten Quartieren den Problemen
rund umden Individualverkehr begegnen zu
können.

Das Besondere anMannheims Innenstadt ist die-
seMischung ausWohn- und Einkaufsstadt,wie
sie nur in wenigen Städten zu finden ist. Für das
Flanieren und Leben in der Innenstadt wünschen
sich dieMenschenmehr Freiraumundmehr
Grün.Wir wollen gezielt einzelne Straßenberei-
che autofrei gestalten. Erste Projekte bieten sich
in der verlängerten Jungbuschstraße bzw. entlang
des Swansea-Platzes an. Aber auch die Zentren in

den Stadtteilen wollenwir betrachten. Es zeigt
sich immerwieder,dass diese verkehrsfreien Be-
reiche nicht nur der Anwohnerschaft dienen,
sondern auch demEinzelhandel. Autofreie Plan-
ken konnten sich viele vor gut vierzig Jahren
auch nicht vorstellen. Ergänzendwollenwir Park
& Ride ganzjährig ausbauen,umAutoverkehr in
der Innenstadt zu reduzieren. Die Anlieferung
der Geschäfte in der Innenstadtmuss dringend
geändert werden. Die Anzahl der parkenden
Autos ist auf den Planken unter den gegebenen
Umständen nicht in denGriff zu bekommen. Die
Stadtmuss einGrundstück in Innenstadtnähe
bereitstellen,am geeignetsten scheint hier das
Hafengebiet. Dort braucht es ein Verteilzentrum,
in demdieWaren der verschiedenen Lieferdien-
ste ladenspezifisch neu kommissioniert werden.
Die Anlieferung erfolgt dannmittels elektrischen
Streetscootern und Lastenrädern. Durch elektro-
nische Poller wird die Autofreiheit außerhalb der
Lieferzeiten abgesichert und innerhalb der Lie-
ferzeiten stark reduziert,und die Attraktivität der
Planken dadurch deutlich gesteigert.

Die Stadt hat für die Innenstadt und für den Stadt-
teil Neckaraumittels Fußverkehrs-Check unter-
suchen lassen,welcheHindernisse es für Fuß-
gänger*innen gibt undwelche Änderungen für
mehr Fußverkehr vorgenommenwerdenmüs-
sen. Die Umsetzung dieserMaßnahmen lässt lei-
der bis heute auf sich warten.Wir setzen darauf,
dass dasHandlungsfeld öffentlicher Raumhier
genutzt wird,umden ruhenden Verkehr auf öf-
fentlichenWegen und Straßen zu verringern
und Fußgänger*innenmehr Raum zu geben. Rad-
und Fußwege sowie eigentlich autofreie Zonen
wie die Plankenmüssen zukünftig ordnungs-
rechtlich und baulich konsequenter von Fahrzeu-
gen freigehaltenwerden. Zugeparkte Geh- und
Radwege sind völlig inakzeptabel. Sie behindern
Rollstuhlfahrer*innen,ältereMenschen und El-
ternmit Kinderwagen,vergraulen aber ebenso
auch die Besucher*innen unserer Stadt. Nicht
nur in der Innenstadt,sondern gerade auch in
den Stadtteilen gibt es zahlreiche,teilweise hoch-
problematische Situationen,in denen gefährli-
ches Parken nur durch Schwellen oder Pfosten
verhindert werden kann. Bisher scheitern die
verschiedenen Bezirksbeirätemit ihren Anliegen
immer daran,dass keineMittel zur Verfügung
stehen. Demwollenwir abhelfen.Wir wollen ein
Budget schaffen,aus demgerade die Anliegen
der Bezirksbeiräte zur Verhinderung gefährden-
des Parkens in den Stadtteilen finanziert werden
können. Das Knowhowund das Engagement der
Bezirksbeiräte wollenwir nutzen.
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Ein weiteres Problem ist die sogenannte Poser-
Szene. Die Aktionen der Verkehrspolizei haben
gezeigt,dassmit konsequentenMaßnahmen Er-
folge erzielt werden können. Aber auch hier gilt
es dran zu bleiben. Nachwie vor gibt es einen
harten unbelehrbaren Kern.Wir setzen daher
darauf an zwei entscheidenden Stellen ausfahr-
bare Pfosten in Fressgasse undKunststraße ein-
zubauen, um eine nächtliche Durchfahrt zu ver-
hindern – eine Querung der Quadrate über diese
Straßen ist nachts verkehrstechnisch absolut ver-
zichtbar.

In den letzten Jahren konntenwir inMannheim
einiges zur Verbesserung des Radverkehrs errei-
chen, oftmals erst gegen heftigen ideologischen
Widerstandwie beimUmbau der Bismarckstraße.
Nachwie vor sindwir abermit der derzeitigen
Zielmarke von 18%weit von der anstrebtenMarke
von 25%Radverkehr beimModal Split entfernt,
die derOberbürgermeister imRahmen seiner
letztenWahlkampagne zugesagt hat. Das heißt,
wirmüssen in dennächsten Jahren denRadver-
kehr noch ummehr als 40% steigern. Als nächste
konkreteMaßnahme stehen die Radwege entlang
der Augusta-Anlage auf der Agenda.Wirwollen
Stück für Stück die Lücken imMannheimer Rad-
verkehrsnetz schließen. Das 21-Punkte-Programm
fürmehr Radverkehrmuss nunmit Blick auf die

nächsten fünf bis zehn Jahre aktualisiert und aus-
gebaut und in ein gesamtstädtischesMobilitäts-
konzept integriert werden. Neben demBauneuer
Radwege,Radschnellwege und Fahrradstraßen
mangelt es häufig anKleinigkeiten. Oftmals sind
eswenigeMeter Radweg,die fehlen,oder einzelne
Stellen,die dringend ausgebessertmüssen. So-
wohlmeine Fraktion als auch der BUNDhaben
amRande des RadjubiläumsHinweise der Bevöl-
kerung gesammelt,wo es solche Stellen gibt.Wer
ab und zu inMannheimper Rad unterwegs ist,
ahnt,dass trotz des gestiegenen Stellenwertes des
Radverkehrs in der Verwaltung eine großeAnzahl
Mängel gemeldet wurden. DieseMängel wollen
wir Stück für Stück angehen. Oft könnenmit klei-
neren Beträgen deutlicheVerbesserungenür
Radfahrer*innen erreicht werden. Dafürwollen
wir ausreichendMittel imHaushalt zur Verfü-
gung stellen. Zur zügigenUmsetzung der Pläne in
der Radverkehrsinfrastruktur bedarf es nicht nur
der dafür nötigen Sachmittel,esmüssen auch
ausreichend Personalstellen für die Umsetzung
vorhanden sein.

Die Förderung vonRad- undFußverkehr ist nicht
zuletzt auch eine sozialeMaßnahme,dennnicht
jede*r kann sich einAuto leisten. Die Förderung
vonÖPNV inklusiveRuf- undFrauennachttaxis so-
wieCarsharingnicht nur imKernstadtbereichund

Foto: Daniel Latorre / Flickr
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die Förderung von attraktivenund sicherenFuß-
undRadwegenmuss deutlichmehr Stellenwert
erhalten.Wir begrüßen,dass imHaushaltsent-
wurf eineMittelerhöhung für das aktuelleModell
des Sozialtickets vorgesehen ist. Trotzdembleibt
unser Ziel die Einführung eines verbundweit gülti-
gen Sozialtickets in FormeinerMonatskarte ver-
gleichbar demMaxx- oder Job-Ticket bzw. derKar-
te ab 60.Wir forderndeshalb die Stadtverwaltung
auf,endlich in ernsthafteVerhandlungenmit dem
VRNundden anderenStädten einzutreten. Diese
verbundweite Lösungwäre amEnde auchgünsti-
ger für den städtischenHaushalt.

Im Bereich des ÖPNVs stehen wir in den kom-
menden Jahren vor zwei großen Aufgaben. Als
erstes müssen wir unseren Fuhrpark erneuern
und erweitern. Dies kann nurmit finanzieller
Hilfe des Landes funktionieren. Daher ist zu be-
grüßen, dass auf Initiative der grünen Landtags-
fraktion wiederMittel zur Kofinanzierung des
rollendenMaterials vom Land zur Verfügung
gestellt werden. Als zweites wollen wir unser
Stadtbahnnetz weiter ausbauen. Mit einem
Modal-Split-Anteil des ÖPNV von 13% geben wir
uns nicht zufrieden,auch hier wollen wir die
Zusage des Oberbürgermeisters von 20% Anteil
amModal Split realisiert sehen. Aktuell sind wir
vom Ziel nochmehr als 50% entfernt,und leider
war die Beförderungsrate zuletzt sogar leicht
rückläufig. Noch während der letztenWahl-
periode des Gemeinderats sahen viele,auch
Mitglieder dieses Gremiums,in der Stadtbahn
Nord den letzten großen Ausbau des Stadtbahn-
netzes. Doch die Erfolgsgeschichte des Stadt-
bahnnetzes wird undmuss weitergehen. Als
dringendsteMaßnahme steht der Umbau des
Knotens Hauptbahnhof an.Wir benötigen hier
schnellstmöglich weitere Kapazitäten. Diese
brauchen wir für die Anbindung der Konver-
sionsflächen, die wir zügig angehen wollen.
Dabei denken wir an Franklin,aber ebenso an
die Anbindung Spinellis oder des Turley-Areals
(über eine neue Haltestelle am Eisenlohr-Platz).
Auch den Ausbau an barrierefreien Haltestellen
und an dynamischen Fahrgastinformationsta-
feln wollen wir vorantreiben,ebenso wie eine
Verbesserung des Spät- und Nachtbetriebes.

Wir wollenmehr Güter undmehr Personen
auf die Schiene und aufsWasser bringen. Denn
wenn Güter auf der Schiene transportiert wer-
den, entsteht nur rund ein Viertel der CO2-
Emissionen eines Lkw-Transports. Daher ste-
hen wir zu einem konsequenten Ausbau der In-
frastruktur für den Güterverkehr. Der Rangier-

bahnhof hat für die wirtschaftliche Entwicklung
Mannheims große Bedeutung. DieserMehrver-
kehr auf der Schiene darf aber nicht einseitig zu
einer Beeinträchtigung der Lebensqualität füh-
ren. Daher fordern wir einen bestmöglichen
Lärmschutz,wie er auch bei anderen Projekten
in Süddeutschland erreicht werden konnte.Wir
halten es für notwendig,zunächst in einemGe-
samtkonzept zu klären,auf welchen Routen zu-
künftig welche Zugverkehre durchMannheim
und die Region rollen werden,bevor über Aus-
bauprojekte entschieden wird.Wichtig ist uns,
dass der Hauptbahnhof auch zukünftig optimal
an die ICE-Strecke angebunden ist. Um zu einer
guten und breit getragenen Lösung zu kommen,
ist es notwendig,dass alle Beteiligten – Bür-
ger*innen, Verwaltung,Politik und Bahn – an ei-
nem Tisch gemeinsam die Planung der künfti-
gen neuen Strecke diskutieren.

Der Verkehr ist einer der Hauptverursacher der
schlechten Luftqualität inMannheim. In den
letzten Jahren hat sich die Situation leicht ver-
bessert, bei Feinstaub liegen wir mittlerweile
unter den EU Grenzwerten. Die Entwicklung
beim Stickoxid ist ebenfalls leicht rückläufig,
liegt aber über dem seit 2010 geltenden EU-
Grenzwert. Hier ist die Stadt gezwungen drin-
gend zu handeln. Auch eine Klage der Deut-
schen Umwelthilfe,die schonmehrere solcher
Verfahren gewonnen hat,steht im Raum. Die
Gesundheitsbelastung der Bevölkerung darf
nicht länger ignoriert werden.

Was ist zu tun?Wir setzen auf die Einführung
der blauen Plakette. Diese wurde lange von
CDU/CSU blockiert und damit die Städte im
Stich gelassen.Wir gehen davon aus,dass eine
mögliche neue Bundesregierung den Städten
endlich hilft,damit wir hochbelastete Zonen
von Fahrzeugen mit besonders hohen Emissio-
nen freihalten können. Die Bundesförderung
für eine gesündere und klimafreundlicheMo-
bilität wollen wir nutzen. Ein wichtiger Schritt
ist dabei auch die Förderung alternativer An-
triebsarten. So muss die Stadt Mannheimmit
gutem Beispiel vorangehen und den gesamten
städtischen Fuhrpark sukzessive umrüsten,na-
türlich auf Grundlage erneuerbarer Energien.
Dies gilt auch für die Busse der RNV. Um die in-
dividuelle Umrüstung des PKW zu fördern wol-
len wir die Ladeinfrastruktur mit Strom aus er-
neuerbaren Energie stadtweit aufbauen,sodass
die Nutzung eines Elektroautos statt eines
Autos mit Verbrennungsmotor im Alltag prak-
tikabler und attraktiver wird.
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Aber nicht nur die Stadt ist gefragt,Emissionen
zu reduzieren. Insbesondere auch dieMannhei-
mer Industrie als Emittent von über 40% des
CO2-Ausstoßes inMannheim ist gefordert ihren
Beitrag zumKlimaschutz zu leisten. Hier ist die
im Rahmen des Programms „Mannheim auf Kli-
makurs“ von Bürgermeisterin Kubala ins Leben
gerufene Klimaallianz lobend zu erwähnen.

Grüne Energie
fürMannheim
Ein ganz wesentlicher Pfeiler des Klimaschutzes
ist die Energiepolitik – ein Politikbereich,dem
derGemeinderat in den letzten Jahren nicht ge-
nügendGewicht beigemessen hat.Wir begrüßen
sehr die Kampagne „Mannheim auf Klimakurs”,

Foto: BUND / Gustavo Alabiso

Mittlerweile haben sich elf Mannheimer Unter-
nehmen, darunter bekannte Namen wie John
Deere,ABB,dieMVV Energie AG,Daimler Evo-
bus und Roche zum Ziel bekannt,den Klima-
schutz mit der Stadt zusammen inMannheim
voranzutreiben. Ein positives Signal,das es wei-
ter auszubauen gilt.

die schon einige beispielhafte Aktionenwie das
Autosparen durchgeführt hat. Hier wollenwir
weitermachen. Grundlage der Energiepolitik
müssen die drei „E” sein – „Erneuerbare Ener-
gien”, „Energieeffizienz” und „Energieeinspa-
rung”. Die Energieerzeugung der Zukunft kann
nur erneuerbar sein. Die Strukturen dafürmüs-
sen heute aufgebaut werden. Die Energieerzeu-
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gung aus fossilen Brennstoffen geht ihremEnde
entgegen,vor allem die Kohleverstromung steht
vor dembaldigen Aus. DieMVV Energie AG als
städtische Beteiligung hat sich dieser Entwick-
lung insgesamt gestellt und ist auf einem guten
Weg –mit einer Ausnahme. Nachwie vor erzeugt
sie über ihre Beteiligung amGKM– das in der
Rangliste der schädlichsten Kohlekraftwerke Eu-
ropas auf einem schändlichen 15. Platz liegt – Un-
mengen an CO2 und verursacht nebenKlima-
schäden auchmassive soziale und ökologische
Schäden in denHerkunftsstaaten der Kohle. Un-
sere Verantwortung hört nicht an den Stadtgren-
zen oder bei der Besetzung vonAufsichtsratspos-
ten auf. Der Block 9muss schnellstmöglich abge-
schaltet werden. Und nein,kein Grund zur Panik,
in Deutschland gehen die Lichter nicht aus und
wirmüssen keinen Strom importieren,wenn die
20 am stärksten belastendenKohlekraftwerke
abgeschaltet werden. Dies haben aktuelle Stu-
dien erneut eindeutig belegt.

DerUmbauder Energieversorgung erfordert ne-
bendemAufbau intelligenter Stromnetze vor al-
lemdenAusbau vondezentralen Systemen zur
Energieversorgung. 60 Prozent derMannheimer
Haushalte sind andas Fernwärmenetz angeschlos-
sen. Dieses Fernwärmenetzmuss ebenfalls Stück
für Stück auf erneuerbare Energienumgerüstet
und anneueWärmequellen,vor allemauchde-
zentrale kleine Einheiten,angeschlossenwerden.
Die StadtMannheimmuss auch ihrenAnteil am
AusbauderWindenergie übernehmen.Wir ste-
henweiterhin zur Errichtung vonWindkraftanla-
gen imMannheimerNorden –mit angemessenen
Abstandsregeln,unter Einhaltung vonLärmgrenz-
wertenundunter BerücksichtigungdesNatur-
undArtenschutzes. DemSankt-Florians-Prinzip,
wie es vor allemCDUundMLbetriebenhaben,
widersetzenwir uns. Für die städtischenLiegen-
schaften setzenwir auf die Errichtung vonSolaran-
lagen.Hier gibt es ein großes Potential,das vom
Fachbereich Immobilienmanagement bisher zu
wenig inAngriff genommenwird. Es gibt darüber
hinaus bereits jetzt ein landesweitesDachflächen-
kataster, worausman Informationen für alle
MannheimerDächer entnehmenkann.Neben
den städtischenFinanzmitteln gibt es hierfür För-
derprogrammedes Landes,sowie dieMöglichkeit
einer Solardachbörse fürMannheim.Die Stadt
musshier ihremVorbildcharakter gerechtwer-
den, indemsie selber handelt,aber auf der ande-
ren Seite auchAnreize für ihreBürger*innen setzt
umdenWandel voranzutreiben.

Neben der Erzeugung von erneuerbarer Energie
kommt es vor allem darauf an,weniger Energie
zu verbrauchen bzw. diese effizienter einzusetzen.
Als Stadtmüssenwir die Ambition haben über
die gesetzlichen bzw. baurechtlichen Energievor-
gaben hinauszudenken. Dazu gehört an erster
Stelle die energetische Sanierung der stadteige-
nen Immobilien. Änderungen imGebäudebe-
reich sind enormwichtig. Es ist allerdings ver-
gleichsweise aufwendig nachzurüsten und umzu-
bauen – eine enormeAufgabe,mit der wir noch
Jahre beschäftigt sein werden. Umsowichtiger ist
es bei Neubauvorhaben vonAnfang an hohe
Standards anzulegen. Leider ist dies bisher in
Mannheim kaum vorgekommen. Große Teile der
Verwaltung betrachten es schon als besondere
Leistung,wennman sich an die gesetzlichen
Mindestvorgaben hält. Ein Blick nachHeidelberg
genügt,um zu sehen,wie ambitionslos gerade der
Bereich Stadtplanung hier inMannheim aufge-
stellt ist. Außer demThema Blockrandbebauung
scheintman kaumüber andere Konzepte nach-
zudenken.

Hier wollenwir umsteuern,gerade imBereich
der Konversionsflächen. Eine große Bedeutung
kommt demneuenWohnquartier auf Spinelli zu.
Hier erwartet die GRÜNEGemeinderatsfraktion
hohe energetische Standards,die auch tatsäch-
lich umgesetzt werden. Es soll ein echtesModell-
quartier entwickelt werden,das die vielfältigen
Möglichkeiten der Energieeinsparung und -er-
zeugung genauso umsetzt wie die energetische
Vernetzung vonGebäuden und Fahrzeugen. Es
soll ein Quartier entstehen,das beweist,dass zu-
kunftsfähiges Bauen und bezahlbaresWohnen
keineGegensätze sind,und dass einmobiles Le-
ben auchmit deutlich weniger PKWund damit
weniger Stellplätzen zu erreichen ist. Ein erfolg-
versprechender Einstieg kann das KLIMOPASS-
Projekt sein,das in Zusammenarbeitmit demKIT
klimaangepasstes Bauen in der Bauleitplanung
verankern soll.Wir setzen darauf,dass im Be-
reich Spinelli besser geplant und vor allemum-
gesetzt wird als dies beimQuartier auf Franklin
der Fall war,bei dem entgegen den ursprünglich
anspruchsvollen Zielen des Rahmenplans nun
doch bei Einzelprojekt nach Einzelprojektmeist
nur die gesetzlichen Richtwerte zumEnergiest-
andard eingehaltenwerden.
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Die Stadtweiter
entwickeln
Es ist und bleibt wahr,wie wir es bei den letzten
Haushaltsberatungen schon formuliert haben:
„Die Konversion bietetMannheim dieMöglich-
keit, seinen notwendigen Beitrag zum immer
dringlicher werdendenKlima- undNaturschutz
zu leisten. Der gerechte und nachhaltige Aus-
gleich zwischenwirtschaftlicher Leistungsfähig-
keit, sozialer Verantwortung und dem schonen-
den undweitsichtigen Umgangmit den Ressour-
cen der Natur sollte oberste Leitlinie sein bei der
Gestaltung aller Konversionsflächen. Das ist
nichtmathematisch zu gewährleisten nach dem
Motto „das einemachenwir hier,das andere set-
zenwir dort um”! Allein die Beispiele Kaltluft-
ströme und Biotopvernetzung belegen die Not-
wendigkeit, den Ausgleich vonmöglichen Ziel-
konflikten nahezu auf jedemQuadratmeter zu
bewerkstelligen.” Erfreulicherweise verstehen
viele der Investor*innen auf denKonversionsflä-
chen dieses von uns bereits vor zwei Jahren so
formulierte Anliegen und entwickeln entspre-
chendeModelle. Esmuss sich aber erst noch zei-
gen, ob sich die notwendigen innovativen Kon-
zepte, vor allemhinsichtlich künftiger Verkehrs-

situationen gegen die „Parkraumbewahrer” alter
Schule durchsetzenwerden.Wir hoffen es sehr
und engagieren uns hierfür!

InMannheim stehen – neben der Konversion –
noch zahlreicheweitere wichtige Stadtentwick-
lungsprozesse an. Leider stocken diese bisweilen,
und auch dieHaushaltsrede des Oberbürger-
meisters hat nicht direktMut gemacht,dass es
hiermit Elan vorangehenwird.

Das Vorgehen des Bereichs Stadtplanungwirkt
dabei oft als hätte es die gesellschaftlichen Ent-
wicklungen der letzten 15 Jahre nicht gegeben.
Kindertageseinrichtungenwerden bei Bebau-
ungsplänen nachwie vor oft nichtmitgedacht,
sondern teuer und denAblauf verzögernd nach-
träglich eingeplant. Klimaschutzaspekte spielen
ebensowenig eine Rolle. Es wird geplant als wäre
Mannheimnicht betroffen. Grünflächenwerden
oft überbaut,wertvolle Bäume gefällt. Hier wird
offensichtlich innerhalb der Stadtverwaltung
nicht genügend zusammengearbeitet. Es kann
nicht sein,dass ein Bereich baut und der andere
Bereich sich umdie Umwelt kümmert. Hiermüs-
sen eine Verschränkung und ein Ausgleich der
Interessen stattfinden. Es ist ein Systemfehler,
dass die Grünplanung nicht imUmweltdezernat
verortet ist. Anstatt von vornherein den Sachver-

Foto: Pixabay
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stand der entsprechenden Verwaltungseinheiten
einzubeziehen,scheint die Stadtplanung für sich
allein vor sich hinzuarbeiten. Hier braucht es
eine andereHaltung!

Erfreulich war die Entwicklung beimThema Bau-
kultur in den letzten Jahren. Die Beratung von
privaten Bauvorhaben bezüglich der architekto-
nischenQualität ist eine Bereicherung für die
privaten Bauherr*innenwie für die Stadt. Die ar-
chitektonische Aufwertung des Stadtbildesmuss
auch in Zukunft weitergehen. Dafürmuss aber
die Stadt ihrerseits alte Pfade verlassen. Die
ideenlose Blockrandbebauung auf allen Flächen
ist keine zukunftsfähige Idee. Ebenso fehlt in der
Stadtplanung die Erkenntnis,dassman die inner-
städtischen Stadtteile nicht immerweiter ver-
dichten kann. Innenverdichtungmacht bei vie-
len Stadtteilen imNorden und SüdenMann-
heims Sinn,aber für die Kernstadt ist hier die
Grenze der Verträglichkeit bereits überschritten.
Weitere Verdichtungen führen zu einemVerlust
an Lebensqualität und steigern die Gesundheits-
beeinträchtigungen der Bewohnerschaft. Das
Festhalten an Innenverdichtung und Blockrand-
bebauung erinnert an die Umsetzung der autoge-
rechten Stadt in Ludwigshafen. Eine Fehlentwick-
lung, die eine Stadt über Jahrzehnte belasten
kann!

Nebender Lösungder schonbeschriebenenVer-
kehrsproblematik undderNotwendigkeit von
mehrGrün in denQuadraten,gibt esweitere Stadt-
entwicklungsaufgaben im Innenstadtbereich. Eine
spezielle Entwicklungwird zukünftig diewestliche
Oberstadt nehmen. DieUniversitätMannheim
wächstweiter deutlich. In demQuartierwerden
zukünftig noch vielmehr StudierendeundWis-
senschaftler*innen arbeitenund leben. In einem
ersten Schritt soll derCampusüber die Bismarck-
straßehinwegneugestaltetwerden. Klar ist,dies
soll zu einerAufwertungdesGeländes genutzt
werden,ein Zubauenweiterer Flächenkannes
nicht geben.Wie es derUni-Rektormehrfachbe-
tont hat,ist für dieUniversität dieAttraktivität des
Umfelds einer derwichtigstenWettbewerbsfakto-
ren. Einwesentliches Element zurAttraktivierung
des Schlossparks ist dieWegnahmedes verkehr-
lichunnötigenFly-Overs,der denPark vonder
Stadt abtrennt und zu einemsubjektiv düsteren
undunsicherenOrtmacht.Mit derAufwertung
undFortentwicklungderwestlichenOberstadt
muss eine verkehrliche Entwicklung stattfinden.
DasMehr anMenschendort darf keinesfalls zu
mehrAutoverkehr führen.Hier sindmutige Lö-
sungen fürRadundÖPNVnötig.

Für die Zukunft wünschenwir uns auch eine
Weiterentwicklung desHafengebietes. Leider
können die Potenziale,die dieses Gebiet hat,der-
zeit nicht genutzt werden. DieWeiterentwick-
lungwird bisher durch dieHafengesellschaft blo-
ckiert.Wir setzen darauf,dass in wenigen Jahren
vielleicht Diskussionenmöglich sind,undwir
werden in der Zwischenzeit die Planungen dafür
vorantreiben. Vor allem dieWeiterführung der
Promenade bis zumLindenhof ist uns wichtig.

Seit Jahrenwartet auch der Bereich umdenKai-
serring auf eine Aufwertung. Der Bahnhofsvor-
platz und der Kaiserring sind das Entree für alle
Menschen,dieMannheim per Bahn erreichen.
DerWeg in die Innenstadt und zumKongres-
szentrumRosengarten ist leider wenig attraktiv.
Spätestens bis zur BUGAwollenwir den Boule-
vard Kaiserring umsetzen,mit einladenden brei-
ten und grünenWegen zumFlanieren und dem
Lückenschluss des Radweges. Der Knotenpunkt
Kaiserring/ Bismarckstraße sollte noch einmal
verkehrstechnisch untersucht werden auf weite-
re Optimierungsmöglichkeiten,speziell bei stär-
kerem zukünftigen Stadtbahnverkehr.

Auchnördlich der Innenstadtmuss der Entwick-
lungsprozess endlichweitergehen,der sich seit
über zehn Jahrenhinzieht.Wirwissen schon lan-
ge, dassMannheimriesige ungenutzte Potenziale
andenFlüssenhat,aber dieVerwaltunghat die
Entwicklung lange verzögert. Das ist eine Schande.
Die Bewohner*innen fordern seit langem,nicht
erst seit demEKI-Prozess,die Stadt zumNeckar
hin zu öffnen.Mit demBeschluss,die Straße am
Cahn-Garnier-Ufer zu verlegenundeinen ampel-
regulierten FußgängerübergangbeiU4/U5 zu rea-
lisieren, besteht die einmaligeChance,denHans-
Böckler-Platz zu vergrößernundeinengroßzügi-
gen, begrünten Zugang zumNeckarufer zu reali-
sieren.Wir sind es der Bevölkerungder Innen-
stadt schuldig,hier nun zügig andie lange verspro-
cheneUmsetzungheranzugehen.

Aber nicht nur im Zentrumwollenwir Prozesse
voranbringen. ImNorden undNordosten sind die
Konversion und die BUGA große Stadtentwick-
lungsprozesse, die viel Aufmerksamkeit auf sich
ziehen.Mitten zwischen denKonversionsflächen
Franklin und Taylor liegt die Stadtautobahn B38.
Einenweniger ansprechenden Stadteingang
kannman sich kaum vorstellen. Das wollenwir
ändern. Die Umwandlung der B38 in eine Stadt-
straße ist ganz wesentlich für eine Attraktivitäts-
steigerung der anliegenden Stadtteile Vogelstang,
Franklin undKäfertal. Ganz klar setzenwir auch
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auf die Gestaltung eines sichtbaren Stadtein-
gangs.Wer im Süden von der A656 Richtung
Zentrum fährt,erkennt sofort,wo die Stadt be-
ginnt. ImNordenwollenwir die geplante Grün-
brücke nutzen,um einen anspruchsvollen Stadt-
eingang zu gestalten.

Ein wesentliches Instrument der Stadtentwick-
lung ist und bleibt für uns das Zentrenkonzept.
Wir bedauern,dass auch unmittelbar nach der
Fortschreibung Ausnahmen vomGemeinderat
beschlossenwurden. So wie die damalige Ansied-
lung desMarktkaufes inWohlgelegen ein großer
Fehler war,werdenmit den Ausnahmen für das
Columbusgebiet die Zentren der Vogelstang,das
neue Zentrum auf Franklin und erneut das Käfer-
taler Zentrumbelastet.Wir setzen auf eine kon-
sequente Umsetzung des Zentrenkonzepts zum
Schutz der Stadtteilzentren.

Geflüchteten eine
Perspektive geben
DieAufnahmestellen fürGeflüchtete haben sich
gegenüber 2015 und 2016 deutlich geleert. Die
RoutennachEuropa sindweitgehenddicht. Euro-
pa schottet sich ab. TrotzdemsuchenweiterMen-

Insgesamt wächstMannheim als Stadt. Das trifft
auf praktisch alle Stadtteile zu. Es gibt eine Aus-
nahme – für Friedrichsfeld ist ein Bevölkerungs-
rückgang prognostiziert. Sollte dieses Szenario
eintreten,würde dies die Lebensqualität vor Ort
deutlich negativ beeinträchtigen. Schon heute
sind erste Vorboten imVereinsleben zu spüren.
Die Antwort darauf können aber sicher nicht Ant-
worten aus der Vergangenheit sein,wie es die
CDUmit demZubetonieren vonAckerflächen für
ein Neubaugebiet vorschlägt. Ganz so,als ob es
die Probleme von Flächenverbrauch undKlima-
wandel nicht gäbe. In Friedrichsfeld sollte zusam-
menmit der Bevölkerung und der GBG ein Kon-
zept der sinnvollen Nachverdichtung des Stadt-
teils erarbeitet werden. Dort lässt sich das Prinzip
Innenverdichtung vor Außenentwicklung tat-
sächlich sinnvoll umsetzen.

schenWegenachEuropaund für sichund ihre Fa-
milien eine Zukunft. Sie fliehen vorKrieg,Terror,
UnterdrückungundHunger. Europa gibt hier ein
trauriges Bild abunderfüllt nicht einmal die ver-
sprochenenAufnahmen imRahmendesReloca-
tionprogramms. Die aktuelle Situation auf der In-
sel Lesbos ist ein erschreckendesBeispiel und
einewenig beachtete humanitäreKatastrophe.

Foto: Pixabay
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Wirbedauern,dass auchMannheim inder freiwil-
ligenAufnahmenichtwirklich ernsthaft aktiv
wurde.

Für das Coleman-Areal plant die Verwaltung
weitermit einemAnkunftszentrum,obwohl die
Amerikaner das Gelände absehbar nicht räumen
werden. Ein Ankunftszentrum auf einem aktiven
Militärgelände könnenwir uns fürMenschen,
die vor Krieg und Terror geflohen sind,nicht vor-
stellen. Diese Unterbringungwäremenschenver-
achtend!Wir halten die Option eines Ankunft-
szentrums inMannheim grundsätzlich für den
falschenWeg für unsere Stadt.Wenn eine Stadt
Integrationsleistungen erbringen kann,dann
Mannheim. Das Engagement in der Flüchtlings-
hilfe in unserer Stadt ist phänomenal. Dieses En-
gagement solltenwir nicht ausbremsen. Im
Gegenteil:Wir setzen uns dafür ein,dass die in
der Flüchtlingshilfe engagierten Ehrenamtlichen

weiterhin dieMöglichkeit haben geförderte Pro-
jekte durchzuführen. DasMannheimer Bündnis
für ein Zusammenleben in Vielfalt wollenwir
stärken und über die einander.Aktionstage hin-
aus Veranstaltungen ermöglichen.

Dass die Verwaltungsspitze einseitig auf ein
Ankunftszentrum spekuliert,ist ein großes
Risiko und eine riskante Planungsunsicherheit.
Selbst für den Fall,dass es eine politischeMehr-
heit für ein Ankunftszentrum gäbe,erscheint
eine Ansiedlung inMannheimmangels geeigne-
ter Flächen zunehmend unrealistisch. Auchwer-
den zukünftig vermehrt anerkannte Flüchtlinge
nachMannheimübersiedeln. Sich nichtmit der
Schaffung von dezentralen Unterbringungsmög-
lichkeiten für Geflüchtete in den Stadtteilen aus-
einanderzusetzen, haltenwir für einen großen
Fehler. Hiermüssen zügig Planungen erstellt
werden.

Vielfalt eine Stärke
unserer Stadt
Die StadtMannheim ist seit ihrer Gründung von
Zuwanderung geprägt. Ihre über vierhundertjäh-
rige Geschichte basiert auf einemAufruf in vier
Sprachen an alle ehrlichen Bürgerinnen und Bür-
ger, nachMannheim zu kommen und sich hier
niederzulassen. Dieses Zusammenleben in Viel-
falt hat über die Jahrhunderte bis auf die schreck-
lichen Jahre des Nationalsozialismus vorbildlich
funktioniert.Wir wollen alles dafür tun,damit
dies auch in Zukunft so sein wird. Integration ist
folglich ein Thema,mit demwir uns permanent
auseinandersetzenmüssen. Als Antwort auf die
relativ kontinuierliche Zuwanderung aus Süd-
osteuropa und die hohe Zahl vonGeflüchteten
vor allem in den Jahren 2015 und 2016 habenwir
einen Integrationsfonds und einen Flüchtlings-
fonds eingerichtet. Beide Fonds sind sehr flexible
Instrumente um relativ unbürokratisch indivi-
duelle Ansätze in der Integrationsarbeit zu unter-
stützen. DiesenWegwollenwir weitergehen und
damit auch das hohe bürgerschaftliche Engage-
ment weiter fördern und stärken.

So wie wir die Integration vonMenschen in unse-
rerMannheimer Stadtgesellschaft fördern,müs-
senwir ebenso einfordern,dass die Zugewander-
ten – ohne Aufgabe ihrer kulturellen Identität –
dieWerte unseres Zusammenlebens akzeptie-
ren, und ebenso,dass alle Teile derMannheimer
Ursprungsbevölkerung den Fakt der Zuwande-

rung und die zugewandertenMenschen akzep-
tieren.Wirmüssen auf beiden Seiten stärker auf
Wertevermittlung setzen. Das Handlungsfeld
„Stärkung der Demokratie” ist vor diesem
Hintergrund äußerst wichtig. DasWesen einer
offenen und toleranten Stadt auch für die Zu-
kunft zu erhalten wird nur funktionieren,wenn
wir als Stadtgesellschaft aktiv daran arbeiten.
So begrüßen wir das neu aufgerufene Projekt
Jumad – JungeMuslime aktiv für Demokratie.
Dies ist ein wichtiges Zeichen! Ebenso wichtig
ist,dass wir Projekte etablieren,in denenmit
jungen und älterenMenschen der Stadtgesell-
schaft am Thema Zusammenleben und Demo-
kratie gearbeitet wird,die Vielfalt und Zuwande-
rung ablehnen. Hier fehlt es bisher eindeutig
noch an Angeboten!

Sehr positiv sehenwir – nicht nur vor diesem
Hintergrund – dasMannheimerBündnis fürViel-
falt. Eswar einwichtiger Schritt,dass dieMannhei-
mer Erklärungüberarbeitetwerdenkonnteund
nuneineumfassendeErklärung fürVielfalt und
gegenDiskriminierung ist. Auchdie Einander-
Tage sind eineBereicherung für unsere Stadt.Wir
setzendarauf,dass gerade auchmittels dieses
Bündnisses die verschiedenenTeile derMannhei-
mer Stadtgesellschaft in denAustauschkommen
und zusammenarbeiten.Wir unterstützendieses
Bündnis! Einenicht zu vernachlässigendeDiskus-
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sion ist die Entscheidungüber dieGrenzendes
Bündnisses.Werdarf daran teilnehmen?Auch
diejenigen,die als Ziel habendieses Bündnis zu
kompromittierenund zu schädigen?Das sicher
nicht.Hier braucht es gute undklareRegeln.

Das ThemaReligion undWeltanschauung hat
bezüglich des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens wieder an Bedeutung gewonnen. Die religiö-
se Zugehörigkeit oder die vermutete religiöse Zu-
gehörigkeit –MenschenmitMigrationshinter-
grund ausmuslimischen Ländernwerden fälsch-
licherweise per se alsMuslime betrachtet und
einsortiert,unabhängig von ihremwirklichen
Glauben – bringt neue Konflikte und Diskussio-
nen.Wir GRÜNE sind diesbezüglich nach einem
längeren Diskussionsprozess klar aufgestellt:
Wir treten für die religiöse undweltanschauli-
cheGleichberechtigung allerMenschen ein. Nie-
mand darf wegen seines Glaubens oder Nicht-
Glaubens bevorzugt oder benachteiligt werden.
Das insgesamt positive Verhältnis der Religions-
gemeinschaften inMannheim zueinander trägt
dazu bei,dass die weitaus überwiegendeMehr-
heit derMenschen in unserer Stadt gerade auch
in dieser herausfordernden Zeit sich tolerant und
respektvoll verhält. Aber diese Zusammenarbeit
ist dennoch fragil,wie sich zuletzt gezeigt hat. Ein
Austausch ist – bei Bedarf auch unter städtischer
Moderation – der einzig sinnvolleWeg zu einem
gutenMiteinander. Nicht vernachlässigen und
vergessenwerdenwir neben denAngehörigen
der zahlreichenGlaubensgemeinschaften die
mittlerweile größte gesellschaftlicheGruppe der

konfessionsfreienMenschen,auchwenndiese oft
nichtwahrgenommenwird aufgrund ihrerman-
gelndenSelbstorganisation.Wirwerdenweiter
darauf achten,dass nebendenReligionsgemein-
schaften auch andieVertretungder konfessions-
freienMenschenundder freireligiösenMen-
schen inDebattenundGremiengedachtwird.

Chancengleichheit undTeilhabe vonMenschen
vielfältiger sexueller undgeschlechtlicher Iden-
tität, alsoMenschen aus der LSBTI-Community,
bleibt uns einwichtigesAnliegen.Mit der Ehe für
Allewurde auf Bundesebene einwichtigerMeilen-
stein erreicht. DieUmwandlung vonLebenspart-
nerschaftenwird dankgrüner Initiative auf Lan-
desebeneundhier vorOrtweitestgehendkosten-
frei sein.Wir freuenuns sehr,dass endlichGleich-
berechtigung erreichtwerdenkonnte. Nichts-
destotrotz gibt esweiter viel zu tun,auch inMann-
heimals urbanemZentrum.Wir haben spezielle
Angebote für LSBTI,aber sicherndiese bisher
nicht ausreichend ab. Ein sich leider deutlich ver-
schärfendes Problem istHomo- undTransphobie.
Menschenwerden auchbei uns inMannheim
beleidigt,angegriffen,diskriminiert und auf ihre
sexuelle Identität reduziert. GegendieseHomo-
undTransphobie tunwir zuwenig. Gerade auch
Geflüchtete inunserenEinrichtungenmüssen
leiden.Hier dürfenwir nichtwegsehen.Mann-
heimals eines der großenZentren inDeutschland
für LSBTI hat hier eine besondereVerantwortung
und sollte sich derAufnahmevonqueeren
Geflüchteten aus dem ländlichenRaumanneh-
men,wo eshäufg keine passendeAngebote gibt.

Foto: StadtMannheim,Fachbereich Presse undKommunikation,FB Internationales,Integration und Protokoll
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Wir begrüßen die Einrichtung des neuen,unab-
hängigen Antidiskriminierungsbüros inMann-
heim. In städtischen Betrieben und in der Ver-
waltungmüssen Ansprechpartner*innen und
Vertrauenspersonen vorhanden sein,um frühzei-
tig Vorkommnisse,wie die bei der RNV,melden
zu können. Rassistisches Verhalten und Diskri-
minierung kann so frühzeitig bekämpft werden.

Nicht tolerant sindwir als Stadt gegenüber Into-
leranz. InMannheim gibt es ein starkes Engage-
ment gegen Rechts. Der aktive Einsatz für ein
friedliches und gleichberechtigtes Zusammenle-
ben und das breite Bündnis gegen Rechts hat in
MannheimTradition.Wir halten es für falsch,
dass die CDU sich diesemThema verweigert und
Aktionen gegen Rechtsradikalismus den ande-

ren Parteien überlässt. AlsMannheimer*innen
müssenwir diesen Einsatz gegen Rassismus und
Ausgrenzung gemeinsambreit unterstützen und
fördern. Eine „Mangida” war,auch dank der gro-
ßen Demonstration von „Mannheim sagt Ja” am
17. Januar 2015,glücklicherweise nie aufMann-
heims Straßen unterwegs. Nichtsdestotrotz hat
der Rechtspopulismus auch inMannheim ein
Stückweit Raumgegriffen. Rechtsradikale Struk-
turen sind zwar geschwächt,haben aber teilweise
neue Formen angenommen. Reichsbürger brei-
ten sich aus. Auch nationalistische Strömungen
inmigrantischenKreisenwie etwa der „Osma-
nenGermania Boxklub” und die „GrauenWölfe”
sind eine Bedrohung für unsere freiheitlicheGe-
sellschaft. Diesen Strömungen gilt es Einhalt zu
gebieten undGrenzen aufzuzeigen.

ZumWohleder
Menschen inMannheim
Unser Ziel ist es,dass alleMannheimerinnenund
Mannheimer friedlich und sicher in unserer Stadt
zusammenleben.Wirwollen,dass dieMenschen
nicht nur sicher sind,sondern sich auch imöf-
fentlichenRaumsicher fühlen können. Derzeit
gibt es in derGesellschaft eine starke Tendenz zu
immer stärkerer Angst vor Kriminalität,die in vie-
len Fällen unbegründet ist.Wirmüssen aufpas-
sen, dasswir die Freiheit,diewirmühsamdemo-
kratisch erkämpft haben,nicht verschenken,wo-
möglich einem falschenGefühlseindruck fol-
gend. Zur Stärkung der Sicherheit und des Sicher-
heitsempfindens imöffentlichenRaumbenötigen
wirmehr gut ausgebildete Polizeikräfte.Wir
GRÜNE setzenweiterhin auf sichtbare Polizei in
der Stadt statt aufMassenbewachung durch
Kameras.Wir vertrauen auf Prävention,auf auf-
suchende undmobile Sozialarbeit bei Störungen
durch problematischeGruppen imöffentlichen
Raumund auf Polizist*innen,die rad- und fußläu-
fig unterwegs und damit für die Bevölkerung
leicht ansprechbar sind.

Zusätzlich wollenwir die Zivilcourage in der Ge-
sellschaft stärken. Hilfe leistenmuss wieder
selbstverständlich sein. Das stärkt das Sicher-
heitsgefühl derMenschen.

Auf Prävention setzenwir auch imBereich von
Schusswaffen. Die verdachtsunabhängigen Vor-
Ort-Kontrollen derWaffenbesitzer sind notwen-
dig.Wir wollen die Ausweitung dieser Kontrol-

len und fordern ein,dass die Kosten vollständig
von denWaffenbesitzer*innen getragenwerden.
Unser Ziel bleibt es,dieWaffen inMannheimer
Haushalten deutlich zu reduzieren. DieHeraus-
gabe einesWaffenscheinsmuss strenger und
kritischer geprüft werden.

Wir fordern eine strenge Umsetzung des Geset-
zes für Spielhallen-Genehmigungen ein. Die An-
zahl der Spielhallenmuss radikal verringert wer-
den. Ausnahmegenehmigungen für 50 von 55
Spielhallen darf es nicht geben. Hier ist Ord-
nungsbürgermeister Specht aufgerufen tatsäch-
lich für Ordnung zu sorgen.

Neben der Polizei bilden Feuerwehr und Ret-
tungsdienste, haupt- wie ehrenamtlich,das Si-
cherheitsgerüst unserer Stadt. Sie leisten Enor-
mes für unsere Stadt. Durch denNeubau der Feu-
erwacheMitte und die Sanierung derWache
Nordwird das Arbeitsumfeld der Feuerwehrleute
deutlich verbessert,auch für die Feuerwache Süd
wollenwir eine Zukunftsperspektive schaffen.
Unser Dank und Respekt gehört allen hauptbe-
ruflichen und ehrenamtlichenKräften,die sich
umdasWohl derMenschen in unserer Stadt
kümmern. Hier wollenwir auch explizit dieMen-
schen nennen,die imGesundheits- und Pflege-
bereich arbeiten.

Weiterhin steht das Politikfeld Gesundheit in
Mannheim im Schatten desHygieneskandals am
Universitätsklinikumund der gescheiterten Ein-
gliederung des SüdhessischenKlinikverbundes.
Die Aufarbeitung der Umstände und Verantwort-
lichkeiten in der Vergangenheit sind leider im-
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mer noch nicht abgeschlossen und belasten
selbst nach Überwindung des entstandenen Ima-
geschadens nicht nur die Bilanz des Klinikums,
sondern verunsichern auchweiterhin die hoch
engagierte Belegschaft. Zumal immer deutlicher
geworden ist,dass ohne eine grundlegende Än-
derung der Abläufe und Prozesse durch eine ent-
sprechend entwickelte bauliche Ressource die
anvisierte Steigerung von Erträgen bei gleichzei-
tiger Konsolidierung der Kosten nicht nachhaltig
erreicht werden kann. Destomehr freuenwir
uns,dass die zuletzt von uns angemahnte Kultur
der Kooperation zwischen Fakultät undKlinikum
tatsächlich Einzug gehalten zu haben scheint.
Undwir begrüßen außerordentlich die Berück-
sichtigung von Finanzierungsbedarfen des Klini-
kums imHaushalt der StadtMannheim.Mit der
Einstellung der Gelder für das Universitätsklini-
kumgebenwir zu,dass auchMannheim – nicht
anders als andere Städtemit kommunalen Klini-
ka und erst recht nicht anders als die anderen
staatlichenUniversitätsklinika in Deutschland –
mit einer grundsätzlichenUnterfinanzierung von
Investitionen und Betriebskosten in Kranken-
häusern derMaximalversorgung konfrontiert ist
undKommunen bisher imRegen stehen gelas-
senwurden. Allerdingsmüssenwir sehen inwie-
fern die eingestelltenGelder reichen. Positiv se-
henwir die Finanzierungszusagen des Landes.
Wir hoffen sehr,dass auch das Klinikum von den
auf Bundesebene immer dringlicher werdenden
Reformen der Krankenhausfinanzierung,insbe-
sondere hinsichtlich der ThemenKrankenpfle-
gepersonal und der Digitalisierung imKranken-
haus profitierenwird. In jedemFall bekennenwir
uns eindeutig zumUniversitätsklinikum in städ-

tischen Trägerschaft. Ebenso eindeutig lehnen
wir ein einseitiges Drehen an der Kostenschrau-
bemit entsprechendemPersonalabbau ab und
erteilen jeder Überlegung an einewie auch im-
mer geartete Privatisierung des Klinikums eine
deutliche Absage. Wir gehen davon aus,dass
dies auch von den anderen Fraktionen undGrup-
pierungen imGemeinderat so gesehenwird und
unterstützen die entsprechendeHaltung des
Oberbürgermeisters uneingeschränkt. Das Klini-
kummit seiner herausragenden Stellung als
Krankenversorger,Arbeitgeber,Bildungs- und
Ausbildungsinstitution und als wirtschaftlicher
Innovationstreiber in einemunserer wirtschafts-
politischen Schwerpunktcluster ist viel zu be-
deutsam, als dass es im parteipolitischenKlein-
Klein kaputtgeredet werden darf!

Ebenfallsmit Sorge betrachtenwir weiterhin die
Entwicklungen imBereich der kommunalen
Suchtkrankenhilfe. Es ist paradox,wennwir,
mehr sicherheits- und tagespolitisch als fachlich
getrieben,schnell bereit sind,größere Beträge zu
investieren,ummit einemöffentlichen Trinker-
raum auf an zentralen Plätzen der Stadt auffällig
gewordene Trinkergruppen zu reagieren und es
gleichzeitig relativ ruhig hingenommenwird,
dass die bei den freien Trägern notwendig gewor-
denen Einsparungen durch SHMsowohl die bis-
lang gewohnten Standards der Regelversorgung
gefährden und für die im Bereich der Suchthilfe
besonders bedeutsamen präventivenMaßnah-
men immerweniger Geld da ist. Hier fordern
wir eine klarere strategische Ausrichtung der
Verwaltung ein,welchewir sehr gernemit ent-
wickeln helfen.

Foto: VonGboehm81 - EigenesWerk,CC BY-SA 3.0,https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=4158635
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Armut bekämpfen und
Wohnraumschaffen
Langfristig gefährden die soziale Ungerechtigkeit
und derMangel an Teilhabechancen den Zu-
sammenhalt unserer Gesellschaft. Hiermüssen
wir rechtzeitig gegensteuern. „Eine Politik der so-
zialen Integration,die zur Verringerung vonUn-
gleichheiten beiträgt und der sozialen Ausgren-
zung entgegenwirkt,ist die beste Garantie für
den Erhalt der Sicherheit in unseren Städten” –
so ist es in der „Leipzig Charta zur nachhaltigen
europäischen Stadt” aus dem Jahr 2007 zu lesen.
Ein Leitsatz,an demwir uns orientieren.

DerMannheimerSozialatlas ausdemJahr 2014gibt
uns – sozialräumlichgegliedert – einenÜberblick
überdasAusmaßanArmut,AusgrenzungundTeil-
habechancen. Leider zeigt der Sozialatlas,dasswir
vonderVerwirklichungderChancengleichheit in
Mannheimnocheinganzes Stückentfernt sind,
dassnachwie vor großeUngleichheiten inden
MannheimerStadtbezirkenbestehen.

Wir legen daher ein besonderes Augenmerk auf
eine nachhaltige Entwicklung der einzelnen
Quartiere. Diesen kommt eine hohe Bedeutung
auch bei der Integration von neuzugezogenen
Menschen zu – denn heimischwerden in einer
neuen Stadt beginnt in der Regel in demStadtteil,
in demman lebt.Wir freuen uns,dass für das
Mannheimer Quartiermanagement e.V. wieder
Gelder eingestellt sind. Dazuwollenwir prüfen,
ob es weitere Stadtteile gibt,in denen die Einrich-
tung eines Quartiermanagements sinnvoll ist,um
z.B. lokale Netzwerke zu schaffen oder zu stabili-
sieren. Die Arbeit und Struktur desMannheimer
Quartiermanagement e.V. wollenwir überprüfen
und zielorientierter gestalten.

Das Ziel unserer kommunalen Sozialpolitik ist die
Gestaltung eines guten Zusammenlebens in un-
serer Stadt,die Verbesserung der Lebenslagen
von benachteiligten Bevölkerungsgruppen und
die gleichberechtigte Teilhabe allerMenschen.

InMannheim istmehr als jedes fünfte Kind auf
Transferleistungen angewiesen,Tendenz stei-
gend. Jedes vierte Kind inMannheim lebt laut Ar-
muts- undReichtumsbericht Baden-Württem-
berg inArmut. Die Zahl der Empfänger*innen von
Mindestsicherungsleistungen in den kinder-
reichsten StadtteilenMannheimswieHochstätt
oder Schönau-Nord sind amhöchsten. Das zeigt

die prekäre Lebenssituation vieler Kinder in
Mannheim. Die eingeschränkten finanziellen
Ressourcen haben deutlicheAuswirkungen auf
verschiedene Lebensbereiche derKinder,z.B. Bil-
dungsteilhabe, Gesundheit oder soziale und poli-
tische Teilhabe. Auch derAnteil der Alleinerzie-
henden ist genau in diesen Stadtteilen amhöch-
sten. Daher begrüßenwir sehr,dassmit dem inte-
grierten Sozialmanagement dieGruppe der Al-
leinerziehenden besonders betrachtet wird.Hier
müssen aber konkreteMaßnahmenumgesetzt
werden. Es geht umAngebotewie inWaldhof-Ost.

SozialeHilfen,die erforderlich sind,umUn-
gleichheiten abzubauen und Teilhabechancen zu
eröffnen,sind dabei in einemKommunikations-
und Beteiligungsprozessmit den Trägern der
freienWohlfahrtshilfe zu planen und durchzu-
führen. Eine auskömmliche Finanzierungmuss
sichergestellt werden. Zu einem erheblichen Teil
finanzierenwir als Stadt diese sozialenHilfen.
Der größte Teil davon sind Personalkosten. Diese
Zuschüsse wollenwir schrittweise dynamisieren,
damit tarifliche Personalsteigerungskosten auf-
gefangenwerden können und die Träger nicht in
die Tarifflucht gezwungenwerden.

Überschuldung vonHaushalten ist ein besonde-
res Problem inMannheim. Nach den Zahlen von
Creditreform liegenwirmit über 13%Überschul-
dungsquote deutlich über demDurchschnitt von
Baden-Württemberg. Jede Überschuldung ist für
die Betroffenen eine auf das Äußerste belastende
und folgenschwere Armutssituationmit weitrei-
chendenwirtschaftlichen,rechtlichen,sozialen
und gesundheitlichen Folgen für den Einzelnen,
für seine Familie wie für die Gesellschaft insges-
amt. Esmuss daher in unser aller Interesse lie-
gen Überschuldung präventiv und ihre Folgen
nachhaltig zu bekämpfen. In der Schuldenprä-
ventionsarbeitmüssenwir hier inMannheim
insbesondere die Gruppe der Jugendlichen und
der jungen Erwachsenen noch zielgenauer in den
Blick nehmen.

Ein soziales Thema,das in den letzten Jahren
enorm an Bedeutung gewonnen hat und auch in
Zukunft nochwichtiger werdenwird,ist das The-
ma derWohnungspolitik.Wir benötigen drin-
gendmehr bezahlbarenWohnraum inMann-
heim. Denn nachwie vor haben Familienmit Kin-
dern, ältereMenschen,Alleinerziehende,Studie-
rende so wieMenschenmit Zugangsproblemen
zumprivatenWohnungsmarkt,wie beispiels-
weiseMenschenmitMigrationshintergrund und
Menschenmit Behinderung,sehr große Proble-
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megeeigneten und bezahlbarenWohnraum zu
finden.Wir stehen für eine soziale Durchmi-
schung in allen Stadtteilen bis hin in einzelnen
Wohnblöcke.

Unsere städtischeWohnungsbaugesellschaft
GBGhatmittlerweile richtigerweise wieder ei-
nen stärkeren Akzent auf den Bau und den Erhalt
von bezahlbaremWohnraumgesetzt. Der An-
kauf vonGebäuden durch die GBGwie z.B. das in
derHafenstraße 66 zur Schaffung von bezahlba-
remWohnraumwird von uns unterstützt.Wo
diesmöglich ist,muss der Erhalt vonWohnungs-
bestand vor Neubau kommen. Die verbesserten
Fördermöglichkeiten sind dabei auszuschöpfen.

BezahlbarenWohnraum für Alle zu schaffen
muss dabei auchmit Blick auf dieWarmmiete
geschehen,energetische Sanierungen auf zu-
kunftsfähige Standards dürfen daher nicht aus-
gelassenwerden.

NeueWohn- und Lebensformen,Wohn- und
Mietsyndikatemit alternativen Finanzierungs-
formen, alternativen und experimentellen Bau-
formen und Baugemeinschaften,Mehrgeneratio-

nenprojekte und das gemeinsameWohnen von
Menschenmit und ohne Behinderungwollenwir
weiter voranbringen und deutlicher fördern. Ent-
sprechenden Projekten sind Flächen verbilligt
abzugeben. GemeinschaftlicheWohnprojekte,
Vergabe nachKonzeptqualität,flächenoptimier-
tes Bauen und ein vielfältigeres undweniger ein-
töniges Gestalten vonWohnprojekten gehören
ebenso zum zukunftsfähigen Bauenwie Pro-
grammangebote zur Dach- oder Fassadenbegrü-
nung und derHinterhofentsiegelung. Die Stadt
Mannheimwächst an allen Ecken und Enden. Es
zieht dieMenschenweiter in die Stadt.Wir wer-
den darauf achten,dass dies nicht zu Verdrän-
gung führt und die Stadt und ihre Stadtteile je-
weils Zuhause für alle bleiben.

Mit dem „12 Punkte-Programmunter besonderer
Berücksichtigung der Schaffung zusätzlichen
preisgünstigenMietwohnraums” habenwir als
Stadt einenwichtigen Schritt hin zu bezahlbarem
Wohnen gemacht. Dieses Programmmuss nun
mit Leben gefüllt werden. Den großen Erfolg der
Einführung einer Quote für bezahlbaresWohnen
werdenwir verteidigen.

Foto: Pixabay
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Familien, Kinder und
Jugendliche stärken
Die Kinderbetreuung habenwir inMannheim in
den letzten Jahren deutlich ausgebaut und neue
Betreuungsplätze geschaffen. Nebenbeimüssen
wir vermehrtMittel zur Verfügung stellen,um
die bestehenden Einrichtungen erhalten zu kön-
nen. Unser Ziel ist es,in den nächsten Jahren ins-
besondere die Ganztagesplätze auszubauen. Hier
besteht weiter eine große Nachfrage,die wir bis-
her nicht erfüllen können. Auch die Situation der
Erzieher*innenwollenwir weiter stärken und
fordern vomLand die Umsetzung des Orientie-
rungsplanes ein. Das PIA-Programmwar ein
deutlicher Fortschritt bei der Stärkung des Erzie-
hungsberufes.Wir werden darauf drängen,dass
die Stadt ihre Ausbildungskapazitäten nicht wei-
ter zurückführt,sondern in den nächsten Jahren
verstärkt auf PIA umstellt.Wir setzen auf die
Qualifizierung von Erzieher*innen imBereich
Inklusion,Diversität und Integration in der Kita.
Wir finden es folgerichtig,dass die heutigen
Eltern-Kind-Zentren und andere Kitas sich lang-
fristig zu „Early-Excellence-Center” entwickeln
sollten. DiesenWegwollenwir gemeinsammit
den Freien Trägern gehen.

Bezüglich ihrer eigenenAnliegen sind Kinder
und Jugendliche oft die besten Anwält*innen. Der
zweite Jugendgipfel vor wenigen Tagen hat es er-
neut eindrucksvoll bewiesen: Jugendliche sind
durchaus in der Lage,ihre Interessen auch im
politischen Feld konstruktiv zu vertreten,wenn
wir ihnen nur die geeigneten Formate und den
Raum,vor allem aber die richtigen
Kümmerer*innen als personelles Angebot zur
Verfügung stellen. Dies ist uns offensichtlichmit
68Deins und den von Jugendförderung,Stadt-
jugendring und der Kinderbeauftragten verant-
worteten Formaten von Stadtteilversammlungen,
Kindergipfel,Jugendgipfel,Jugendbeirat und
Schule und Demokratie-Vernetzung bislang ganz
gut gelungen!Wir können uns perspektivisch
vorstellen,diesen Formaten künftigmehr Res-
sourcen und damit dieMöglichkeit zu einer en-
geren Taktung zu geben. Gar nicht vorstellen
könnenwir uns aber,die vor kurzem eingestell-
tenMittel für die Koordinationsstelle „Schule
und Demokratie” am Jahresende auslaufen zu
lassen. Gerade dieses Format ist offensichtlich
gut geeignet,die Kinder und Jugendlichen an ei-
nem ihrer zentralen Lebens- und Alltagsorte zu
erreichen und die Schülervertretungen der ein-

zelnen Schulenmit den städtischenAnstrengun-
gen zur effektiven Kinder- und Jugendpartizipa-
tion zu vernetzen.

Bei allen Partizipationsformaten fällt auf: Kinder
und Jugendlichewollenmehr Anteil am öffent-
lichen Raum. Das Auto und seine Parkplätze ha-
ben unsere Kinder und Jugendlichen aus demöf-
fentlichen Raum verdrängt,machen ihnen die
Bewegung dort schwer. Kindern und Jugend-
lichen den öffentlichen Raumwieder zu öffnen,
das ist eines der vordringlichen Ziele unserer Po-
litik. Das reicht von der Öffnung der Schulhöfe
über eine konsequentere Spielleitplanung und
Unterstützung von innovativen Spielplatzkonzep-
ten bis hin zumEinsatz für eine auch kinder- und
jugendgerechte Gestaltung unsere Plätze,sei es
in der Innenstadt oder in den Stadtteilen. Auch
dermangelnde Zugang zu öffentlichemRaum
macht nämlich Kinderarmut aus.

Gerademit Blick auf die auch inMannheim er-
schreckend hohe Zahl an Kindern und Jugend-
lichen in armenVerhältnissen unterstützenwir
eine konsequente Ausrichtung des städtischen
Handels amHandlungsfeld der Armutsbekämp-
fung.Wir begrüßen den schnellen personellen
Aufwuchs imBereich der Unterhaltvorschuss-
kasse und befürworten imBedarfsfall auch eine
weitere Stellenvermehrung in diesemBereich.
Alleinerziehendenhaushalte und derenKinder
dürfen nicht weiter unter zahlungsunwilligen
oder -unfähigen Unterhaltverpflichteten leiden!

Nicht weiter leiden sollten auch die Angebote der
freien und öffentlichen Jugendförderung und Ju-
gendarbeit unter ihrer Existenz als „freiwillige
Leistung”. Unklare und strittige Situationenwie
z.B. beim Jugendtreffs Friedrichsfeld und beim
CVJMdürfen nicht zu einer unzureichendenKos-
tenerstattung führen.Wachsende Aufgaben bei
den Trägern im Jungbusch und in derWest-
lichen Unterstadt dürfen nicht zu Lasten des
„Kerngeschäftes” gegenfinanziert,sondernmüs-
sen auskömmlich refinanziert werden. Und die
notwendigen Entwicklungs- undKoordinie-
rungsfunktionen in der Neckarstadt-West und
auf derHochstätt werden nurmit zusätzlichen
Mittel zu stemmen sein. Für all das engagieren
wir uns gerne. Die Sozialraumanalyse der Ne-
ckarstadt-West durch dieMWSPhat unsere Auf-
fassung bestärkt,dass zur nachhaltigen Entwick-
lung dieses Stadtteils u.a. Aufbau undKoordina-
tion tragfähiger zivilgesellschaftlicher Freizeit-
angebote für Kinder und Jugendliche benötigt
werden.
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Erfreulicherweise hat sich in den vergangenen
zwei Jahrender ZugangderArbeitsgemeinschaf-
tennach § 78 zum Jugendhilfeausschuss unddes-
senkonzeptionellerArbeitwieder verbessert. Es
fehlt denAGs aber anRessourcen zur Sicherstel-
lungundKoordination einer qualitativ sinnvollen
Arbeit. Es kannnicht sein,dass Fachtagenur dann
stattfindenkönnen,wenneines der jeweiligenAG-
Mitglieder eigeneMittel zurVerfügung stellt.

Wir erwarten von „Perm”wichtige qualitative
wie auch ökonomische Impulse in der Jugendhil-
fe. Für uns stehen dabei nicht Einspareffekte im
Vordergrund,sondern ein nachMöglichkeit ver-
bessertes Case-Management. In diesem Sinne
werdenwir auchweitere Verbesserungsvorschlä-
ge in verschiedenen Bereichen der Jugendhilfe
einbringen. Denn verbesserte Prozess- und Er-

gebnisqualität wird auch immer den ökonomi-
schen Sinn von bereitzustellenden Strukturqua-
litäten begründen und deshalb auch haushalte-
risch auf Dauer positiv wirken.

DieMitarbeiter*innen im Jugendamt haben in
den vergangenen zwei Jahren eine enorme zu-
sätzliche Belastung durch die hohe Zahl an Unbe-
gleitetMinderjährigen Flüchtenden geschultert,
wofür wir ihnenAnerkennung undDank schul-
den. Sorgenmachenwir uns umdie Sicherheit
derMitarbeiter*innen im Jugendamt. Es kann
nicht sein,dass sinnvolle Sicherheitskonzepte für
dieMitarbeiter*innen imRathaus und im Fach-
bereich Soziales umgesetzt werden,die gleichen
Sicherheitsanforderungen für den „Publikums-
verkehr” im Jugendamt aber noch lange außer
Betracht bleiben!

Raum für Bildung
schaffen und bewahren
ImBereich der Schulpolitikwerdenwir auchdie
nächsten Jahre damit beschäftigt sein,dieVer-
säumnisse der vergangenen Jahrzehnte anzuge-
henundgleichzeitig die neuenHerausforderun-
genunserer Zeit zu erfüllen. Dies ist undbleibt
nicht ganz einfach. DerAusbau vonGanztages-
schulen findet zwar allgemeinUnterstützung im
Gemeinderat,aber imKonkretenwird es oftmals
schwierig.WirGRÜNE stehenklar für das System
der gebundenenGanztagesschulemit rhythmi-
siertemAngebot,eindeutig das pädagogisch beste
Konzept für unsereKinder und Jugendlichen.Wir
werdenweiter dafürwerben,umvorOrt Eltern
undLehrkräfte für diese Idee zu gewinnen. Dabei
wollenwir das ProgrammMAUS stärker nutzen.
Die Systematik vonMAUS ist dabei aber bisher
nichtwirklichhilfreich. SchulenbekommenZu-
satzangebote, so lange sie nochkeineGanztages-
schule sind.Gehen sie diesen Schritt,verlieren sie
dieAngebote. KeinWunder,dass viele Schulen
seit Jahren imÜberlegungsprozess verharrenund
gernedieAngebote vonMAUSnutzen,ohneGanz-
tagesschule zuwerden.WirwollenMAUS zu ei-
nemUnterstützungssystem fürGanztagesschulen
weiterentwickelnunddieGanztagesschulen
unterstützen,nicht falscheAnreize setzen.

Sehr erfreulich ist die Entwicklung,dass nunend-
lich – nach teils langen Jahren – die beidenGe-
meinschaftsschulen inMannheimdieRäumeer-
halten sollen,die sie für ihr pädagogischesKonzept

benötigen. Das sehenwir auch als unserenErfolg,
für denwir über Jahre gekämpft haben.
EinneuesThema istmit der plötzlichenDebatte
umdasG9 inMannheimentstanden.WirGRÜNE
hatten bereits in derVergangenheit klar formu-
liert, dass der Schulversuchdes Landes in seiner
Ausgestaltunghöchst problematischunddass die
Entscheidung für denStandortKFG falschwar.
Dass dieVerwaltungdamals keine offeneDebatte
über den richtigen Standort zugelassenhat,war
ein großer Fehler,wie sich jetzt herausstellt.Wir
habendamalsAlternativvorschläge gemacht,die
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ohneDiskussion vomTisch gewischtwurden.Nun
drohtMannheimeines seiner öffentlichenG9-An-
gebote zu verlieren. Dieser absehbareVerlust ist
aber vielleicht auch eineChance. InKombination
mit demFehlen eines gymnasialenAngebots auf
derRheinaubietet sich dieChance,den Standort
Konrad-Dudennochmals ganz neu zudebattieren.
Wir stellenuns gerne einerDebatte über eine zu-
sätzlicheGemeinschaftsschule,die andiesem
Standort klar die Perspektive einerOberstufe hat,
bis hin zu einerAußenstelle oder gar einer neuen
Gesamtschule. Das Zeitfenster der nächstenbei-
den Jahre sollte genutztwerden,umdiese Frage
voranzubringen.

Weitere großeEntscheidungen stehen an,die vor
allemmit denbereits genanntenVersäumnissen
derVergangenheit zu tunhaben.Nachdemesdie
wichtige Einigung zur zukünftigen Schulstruktur
auf derVogelstang gibt – für diese Einigungmöch-
tenwir unsnochmals explizit bei denbeteiligten
Schulenbedanken –mussnundie Frage desNeu-
baus zügig geklärtwerden. DieAnsage desOber-
bürgermeisters droht erneut zu einer Luftnum-
mer zuwerden,wie es schondieAnkündigungder
Schulbauten außerhalb desHaushalts in seiner
Haushaltsrede vor zwei Jahrenwar. Darunter lei-
dendieHermann-Gutzmann-Schule undGretje-
Ahlrichs-Schuleweiter.Wirwollen,dass die Stadt
ihrVersprechen zuTurnhalle undMensaumsetzt
unddie Planungen für denNeubau auf derVogel-
stang vorantreibt. Und auch für dieKostenmuss
die Stadt danneinstehenundkanndies nicht zu
Lastender zukünftigen Instandhaltung an ande-
ren Schulenbetreiben.Ganzundgar verweigert
sich dieVerwaltungderDebatte umdie Zukunft
der beidenberuflichenSchulenCarl-Benz und
Wernher-von-Siemens. Vondiesen Schulenbrö-
ckelt der Beton abundbedroht Leib undLeben
vonSchüler*innen,LehrkräftenundPassant*in-
nen.Hier plant die Stadtverwaltungnicht einmal
eineMachbarkeitsstudie ein,sondern steckt den
Kopf in denSandundhofft,dass derVerfall in den
nächsten zwei Jahren stillsteht. Das geht sonicht.
DerOberbürgermeister und seineVerwaltung set-
zen leider imBereich des Schulneubausund -er-
haltswieder auf das in den vergangenen Jahrzehn-
ten gescheiterte Systemder Instandhaltungnach
Kassenlage.Mit der Schaffungder BBSwurdedie-
ses Systemeigentlich durchbrochen. DieseUm-
stellungwar tatsächlich revolutionär. Leiderwird
sie still und leise zurückgedreht. DieVerwaltung
verweigert der BBS eine angemesseneBezahlung
ihrer Instandhaltungsleistungenund versucht
weitereAufgaben sogar ohneBezahlung andiese
abzudrücken. DieRücklagen für die zukünftige In-

standhaltung sollen jetzt doch anderweitig ausge-
gebenwerden. Damit kehrtman zur schlechten
Politik des letzten Jahrhunderts zurück.Wirwer-
denunshörbarwehrenunddafür kämpfen,dass
die Schulenunabhängig vonder aktuellenKassen-
lage der Stadt gut instandgehaltenwerden.

NebendenSchulen sinddieAbendakademieund
die Stadtbibliothek zweiwichtige bildungspoliti-
scheEinrichtungen inunserer Stadt. DieAbend-
akademie ist bereits vor einigen Jahren in einen
angemessenenNeubaugezogen,bei der Stadtbi-
bliothek steht dies in dennächsten Jahrendrin-
gend an. AnwelchemStandort,mussnunent-
schiedenwerden.Wir hoffen sehr,dass es im
Streit zwischendenParteiennicht amEndedazu
kommt,dass keine Einigung gefundenwird.Wir
GRÜNEwären letztlich bereit beide Standortemit-
zutragen, umder Stadtbibliothekdie dringendbe-
nötigtenneuenRäumlichkeiten zu ermöglichen.
Aberwir haben eine Präferenz,für diewir uns ein-
setzenwerden. DieUmgestaltungdes Parkhauses
N2 zu einer zentralen Stadtbibliothekhat aus unse-
rer Sicht großeVorteile. AndiesemStandort kön-
nenwir absehbarmehrMenschenerreichen. Das
ist für uns die entscheidendeFrage. Dass es für
diesen Standort ein Finanzierungsmodell über die
MPBgibt ist zusätzlich ein großerVorteil.

DieAbendakademiehat ihreneuenRäumebereits
seit einigen Jahren,und sie hat dieseRäumeauch
gut genutzt. Sie ist ausgelastet bis unter dasDach
undhat damit die Stadt auch finanziell deutlich
entlastet. Die Lohnkostensteigerungder letzten
Jahrewird vonderAbendakademie selbst erwirt-
schaftet. Diese außerordentlicheLeistungkann
nichtmehr so fortgeschriebenwerden. DieKapa-
zitätendesHauses sind erschöpft.Wir als Stadt
müssennunwieder unsereVerantwortungüber-
nehmenundden städtischenZuschuss erhöhen.
DieAbendakademiehatwichtige bildungspoliti-
scheAufträge,die sie dauerhaft erfüllen soll.Wohl
kaumeine andere Institution inunserer Stadt gibt
Menschen,die nicht vonGeburt an privilegiertwa-
ren, solcheChancen auf Integration,auf berufliche
undpersönlicheWeiterentwicklungwie die
Abendakademie.

Wirwollen in dennächsten Jahrenneben aller
PräventionundVorbeugung auchdenBlick stär-
ker auf dieMenschen richten,die durchdas Sys-
temgefallen sind. Auch für diese braucht es ein
Angebot.Wirwollen in diesemSinnedie Schulso-
zialarbeit ausbauen,wieder ein Programmfür
Schulabbrecher*innen aufsetzenunddasThema
Analphabetismus auf dieTagesordnung setzen.
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Kultur derTeilhabe
und Beteiligung
Wirwollen die Bürgerbeteiligung inMannheim
weiter ausbauen. Die breite Beteiligung und För-
derung der frühzeitigenMitsprache bei Planun-
gen oder zentralen Entscheidungen können das
Vertrauen in die Politik stärken und zur Bele-
bung der Demokratie beitragen,wenn sie als offe-
ner und transparenter Prozess,als echte Bürger-
beteiligung, erlebt wird.Wir haben das Regel-
werk zur Bürgerbeteiligung in Zusammenarbeit
mit der Verwaltung erstellt und dabei viele grüne
Ideen erfolgreich einbringen können. Damit das
Regelwerk gut umgesetzt und von der Bevölke-
rung angenommenwird ist nun eine entspre-
chende Ausstattungmit Ressourcen für die Öf-
fentlichkeit notwendig.Wir wollen die Beteili-
gungsmöglichkeiten umeine Online-Diskus-
sionsplattform erweitern. Hier könnenwir uns
ein Beispiel am Land Baden-Württemberg neh-
men, das schon seit Jahren eine Beteiligungs-
plattformumgesetzt und damit gute Erfahrungen
gemacht hat.

Beteiligung setzt Transparenz voraus. Entschei-
dungen und Vorhaben der Stadtmüssen für die
Bürger*innen nachvollziehbar sein. Der Ausgang
von Entscheidungen und die Gründe für die Ab-
lehnung von Vorhabenmüssen für Bürger*in-
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nen ersichtlich sein und Ergebnisse rückgekop-
pelt werden.Wir setzen weiter auf die Einfüh-
rung von elektronischen Abstimmungsgeräten.
Es ist für die Bevölkerung wichtig zu sehen,wie
ihre gewählten Vertreter*innen abgestimmt
haben.

Auchmöchten wir an der Ideenplattform des Be-
teiligungshaushaltes, der gerade bewertet wird,
festhalten. Allerdings braucht es hier wieder
eine verbesserte Öffentlichkeitsarbeit im Vor-
feld der Haushaltsberatungen. Die nächsten
Etatberatungen wollen wir wieder klar als Betei-
ligungshaushalt durchführen. Unser Ziel ist es,
dass Projekte aus der Bürgerschaft eine Stimme
erhalten,umgesetzt werden und Bürger*innen
mehr Einfluss auf den städtischenHaushalt neh-
men können.Weitere Online-Elemente wie bei-
spielsweise die Einführung einerWahlinforma-
tionsapp begrüßen wir,halten es jedoch für bes-
ser, diese und andere Serviceleistungen der
Stadt in ein Portal oder eine städtische App zu in-
tegrieren statt mehrere Apps und Portale zu ge-
nerieren und sie jeweils separat zu bewerben.
Wir unterstützen,dass derMängelmelder aus-
gebaut wird,um die Bürger*innen über den Um-
gangmit ihrenMeldungen auf dem Laufenden
zu halten. Das Bürgerinformationssystem ist
nicht wirklich anwenderfreundlich und kein
niedrigschwelliger Zugang zu Informationen.
Hier regen wir eine Überarbeitung an.
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Die Idee,der Bürgerbeteiligung einen zentralen
Raum in Form eines Stadtlabors zu geben und ihn
erlebbar zumachen,unterstützenwir. Eine inter-
essante Ergänzung der wichtigen Beteiligungs-
elemente, die wir konsequent umsetzenwollen.

Kultur hat erfreulicherweise in unserer Stadt ei-
nen hohen Stellenwert. Kulturschaffende in Ih-
rer Arbeit zu stärken und die Kultur allen zu-
gänglich zumachen ist uns dabei ein besonderes
Anliegen. Die geplanten Zuschusskürzungenwä-
ren gerade imKulturbereich verheerend,denn
viele Kulturschaffende arbeiten bereits amRan-
de des Existenzminimums. Die Freie bzw. nichts-
tädtische Kulturszenemacht einen bedeutenden
Teil der Vielfalt unserer Stadt aus. Diese Szene ist
gewachsen undmuss strukturell gestärkt wer-
den. Dabei werdenwir durchaus genau hinschau-
en. Die Arbeit der neu eingerichteten Stelle zur
Beratung der Freien Szenewollenwir gerne Ende
2018 evaluieren. Synergien und neue Förderquel-
len für diese Szene sind unsererMeinung nach
unabdingbar.

Den Zugang zu Kultur wollenwir für alle sicher-
stellen. Dabei hilft der Kulturpass. Dieses wach-
sende und äußerst erfolgreiche Projekt bedarf
weiterer Unterstützung.

Die Eröffnung des Neubaus der Kunsthalle wird
ein großes Ereignis.Wir freuen uns,dass für
Menschen,die sich die Eintrittspreise nicht leis-
ten können,eine gute Lösung erreicht werden
konnte. Der grundsätzlich freie Eintritt für Kul-
turpassinhaber*innen dürfte bundesweit ein vor-
bildlichesMuster sein.

Eine riesigeHerausforderung stehtmit derGene-
ralsanierungdesNationaltheaters an.Wir streben
eineLösung an,bei der sichLandundBundbeteili-
gen. Der Erhalt dieserKulturinstitutionmit über-
regionalerAusstrahlungskraft ist uns einwichti-
gesAnliegen – eine Finanzierungkann aber nicht
aufKosten anderer Bereiche stattfinden.

In der Kulturszene ist derzeit einiges in Bewe-
gung: DemCinemaQuadrat drückenwir die Dau-
men bei der Neuaufstellung in K1.Wir unterstüt-
zen die Stabilisierung bei der Professionalisie-
rung des Theater/haus G7.Wir haben uns erfolg-
reich dafür eingesetzt,dass aus der Trinitatiskir-
che inG4 das EinTanzHaus werden konnte und
freuen uns besonders,dass dieses nun,gesichert
finanziert,Ende September eröffnet wurde. Die-
ser eindrucksvolle Kulturortmitten im Zentrum
sollte sich in das Quartier hinein öffnen und

ebenso für andere Kulturschaffende Bühne sein.

Interkulturelle und soziokulturelle Projekte,wie
beispielsweiseOMM,Creative factory oder die
KulturhäuserWaldhof,SchönauundKäfertal,ha-
benbesondereAufmerksamkeit verdient,müssen
stabilisiert undgefördertwerden. DasKulturhaus
Käfertal ist durchdenUmbau in einer schwierigen
PhaseundbrauchtUnterstützung.

Sport verbindet und schafft Verständnis über alle
sprachlichen und kulturellenGrenzen hinweg.
Das haben viele engagierte Aktive in den Verei-
nen gezeigt,als es in den beiden vergangenen
Jahren galt,die vielenGeflüchteten in das Leben
unserer Stadt zu integrieren. Gerade aber auch
hier zeigt sich der Nachteil der Situation in
Mannheim als Erstaufnahmestandort,der von
der dauerhaften Integration „befreit” ist. Die inte-
grative Kraft des Sports und die Ressourcen un-
serer Vereine laufen ins Leere,wenn nachWo-
chen undMonaten die geknüpften Kontakte zu
den geflohenenMenschen durch deren Vertei-
lung ins Land hinein gekappt werden. Dadurch
wird das hohe ehrenamtliche und oft auch finan-
zielle Engagement auf die Dauer demotiviert.

Gerade der Fußball entfaltetmit seiner dominan-
tenOmnipräsenz in denMedien eine unschätzba-
re integrative und identitätsstiftendeWirkung.
Die aktuellen Entwicklungen imbezahlten Fuß-
ball zeigen aber auch die zerstörerischenWirkun-
gen durch übertriebeneÖkonomisierung und
Kommerzialisierung bis hinein in den Jugend-
und Breitensport. Und das nicht nur aufgrund der
weiter zunehmendenRegulierungen innerhalb
des organisierten Fußballs,sondern auch durch
Erwartungshaltungen selbst in den unteren Spiel-
klassen, wo inzwischenmonatlicheGeldzuwen-
dungen an die Spieler undmateriellmotivierte
Abwerbungen von Spielern selbstverständlicher
Alltag geworden sind. Aus unserer Sicht eine
ebenso gefährliche Entwicklung,ähnlichwie die
„Inflation” derKunstrasenspielflächen. Diese las-
sen bei gleichbleibenden Förderbedingungen ein
Sterben all jener Vereine in 15 bis 20 Jahren be-
fürchten, die sich außerhalb der Förderbindungs-
fristen eine Sanierung dieser Flächennicht wer-
den leisten können.Wir halten es für fatal,wenn
Kunstrasenplätze zumKernkriteriumeiner erfol-
greichen Jugendarbeit imVerein erklärt werden.
Für uns bleibt das Kernkriteriumguter und er-
folgreicher Jugendarbeit imVereinssport das per-
sonale Angebot an qualifizierten und engagierten
Trainer*innen.Wirwünschten,hierwürdennur
ansatzweise vergleichbare Summen investiert wie



Etatrede 2017/2018 · BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Gemeinderat Mannheim Seite 29

in die künstlichenGrashalme! Daher unterstüt-
zenwir einerseits einenUmbau der Sportstätten-
förderrichtlinien und andererseits eine verbes-
serte personelle Ausstattung der Sportkreisju-
gend für derenwichtige koordinative Funktionen,
die ohne eine nur ansatzweise zu anderen Städten
undKreisen vergleichbarenAusstattung auf Dau-
er nichtmehr zu stemmen seinwerden.Wirwol-
len die Selbstorganisation imSport stärken!

Auch in den kommenden Jahren stehennatürlich
wieder Investitionen zumErhalt derMannheimer
Sportstätten an. ImBäderbereich befindenwir

uns auf einem sehr gutenWeg,denwir auch
weiterhin imAKBäder konstruktiv begleitenwer-
den. Entscheidendwird hier sein,das Kombibad
imHerzogenried zügig zu realisieren. Dies ermög-
licht dann eine Perspektive für dasHerschelbad.
Bei allen anstehenden Investitionen,gerade aber
auch bei jenen der Vereine,werdenwir dieNach-
haltigkeitsthemen von Energie,Ökologie undKli-
ma einbringen undmit der städtischen Förde-
rung vernetzen. Das Vereinsheim vonmorgen
muss energetisch auf hohemNiveau funktionie-
ren und darf ruhig eine passende begrünte Fassa-
de und/oder ein begrüntes Dach haben.

Nachhaltig
wirtschaften
UmMannheim als zukunftsfähigenWirtschafts-
standort zu erhalten,müssenwir ihn zukunfts-
weisend und innovativ gestalten. DieWirt-
schaftsförderung und die städtische Tochter
mg:GmbHhaben anhand der wirtschaftspoliti-
schen Strategie die Gründungsinfrastruktur der
StadtMannheim in den letzten Jahren gut und
breit aufgestellt. Eine Lücke sehenwir aber.

Wir wollen zukünftig auch gezielt in den Zu-
kunftsbranchenUmwelt,Mobilität,Smart City
und Energie technologische Start-Ups ansiedeln.
Wir wollen einGründungszentrum für neue Um-
welt-,Mobilitäts-,und Energietechnik aufbauen
und dabei auch unsere Beteiligung an derMVV
Energie AG einbeziehen.

Die Gründungsförderung imBereich Umwelt
und Technik erweitert nicht nur das Angebot un-
serer städtischenGründungsinfrastruktur,son-
dern bringt auch ein großes Potenzial zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätzemit sich. Die Forschung
und Entwicklung in den Zentren ist darüber hin-
aus ein wichtiger Beitrag zur Innovationskraft
unserer Region. Das Gründungszentrumbietet
eine große Chance für einen nachhaltigen Ar-
beitsmarktmit neuen und langfristigen Arbeits-
plätzen inMannheim.

Darüber hinaus könnenUnternehmen,die an Ba-
sisinnovationen in Bereichenwie Speichertech-
nologien, Solartechnik,erneuerbare Energien,in-
telligenter Steuerung und Sensorik arbeiten,zu
den Schlüsselindustrien der Zukunft heranrei-
fen. Hierzu kann die gute internationale Vernet-
zung der Stadt genutzt werden.

Wir wollen aber nicht nur gewinnorientierte
Unternehmen,sondern auch Social Entrepre-
neurship unterstützen,also Unternehmen,die
sich sozialen Zielen verschrieben haben.

Die Unzufriedenheitmit den Auswirkungen un-
seresWirtschaftsmodells hat in den letzten Jah-
ren deutlich zugenommen. Hier hilft dasModell
der Gemeinwohlökonomie,bei demder wirt-
schaftliche Erfolg eines Unternehmens nicht nur
anmonetären Indikatoren gemessenwird,son-
dern auch an seinemBeitrag für die Gesellschaft,
fürMensch undNatur.

Mit derGemeinwohlbilanz,demHerzstück der
Gemeinwohlökonomie,können gesellschaftliche
Wertewie Ethik-,Ökologie- und Sozialstandards
eines Unternehmensmithilfe einerMatrix ge-
messenwerden. Es gibt bereits einigeUnterneh-
men in unserer Region,die eineGemeinwohlbi-
lanz erstellen sowieHochschulen,die verstärkt
über alternativeWirtschaftsmodelle forschen
und Lehrstühle eingerichtet haben. Den „Kon-
zern” StadtMannheim sehenwir in der Pflicht,
sich daran zu beteiligen.Wir freuen uns deshalb,
dass die städtischenTochterunternehmenGBG,
mg:GmbH,Eigenbetrieb Stadtentwässerung so-
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wie die FnF eineGemeinwohlbilanz vorlegenwol-
len. Die notwendigenRessourcenwerdenwir be-
reitstellen.Wir freuenuns,dass Startups diesbe-
züglich unterstützt und beratenwerden sollen.

Auchwenn der Bereich der Unternehmensgrün-
dungen in den letzten Jahren großen Raum in der
städtischenWirtschaftspolitik eingenommen
hat,dürfenwir die klassische Industrie,das
Handwerk und den Einzelhandel nicht vernach-
lässigen. Auf ihrer Stärke basiert der wirtschaft-
liche Erfolg unserer Stadt. In diesen Sektoren gibt
es viele Entwicklungen,aber ebenso die Notwen-
digkeit sich weiterzuentwickeln. Gerade die Digi-
talisierung und der Online-Handel werden uns in
den nächsten Jahren fordern.

Der KongressstandortMannheimhat sich in den
letzten Jahren sehr positiv entwickelt. Die Über-
nachtungszahlenMannheims sind kontinuier-
lich gewachsen.Mittlerweile gibt es auch eine
angemesseneHotelinfrastruktur,es drohen so-
gar tendenziell Überkapazitäten. Diese Infra-
struktur ist für den zunehmenden Städtetou-
rismuswichtig.

Ein wesentlicher Bereich derWirtschaftspolitik
ist der Bereich der Beschaffung. Ein sparsamer
und überlegter Umgangmit den natürlichen Res-
sourcen ist zwingend erforderlich,damit auch die
nachfolgendenGenerationen gut leben können.
Die Erstellung des erstenNachhaltigkeitsbe-
richts aus dem Jahr 2016 ist ein guter Baustein auf
demWeg hin zu einer nachhaltigen Kommune,
zeigt aber deutlich dieHandlungsbedarfe für die
nächsten Jahre auf. Die Situation inMannheim ist
zumBeispiel bei der öko-sozialen und fairen Be-
schaffung bei weitemnoch nicht zufriedenstel-
lend. Nachwie vor richten viel zu wenige Dienst-
stellen ihre Beschaffung an den genanntenKrite-
rien aus.Wir werdenweiter darauf dringen,dass
der Anteil der öko-sozialen und fairen Beschaf-
fung inMannheim gesteigert wird.

Im Bereich derWirtschaftsförderung ist die
StadtMannheim international sehr gut vernetzt
mit ihren Partnerstädten und darüber hinaus. Die
Stadt schafft es über Förderprogramme sinnvolle
Projekte inMannheimund in den Partnerstädten
umzusetzen und Erfolge zu erzielen.Wir begrü-
ßen diese Aktivitäten sehr,setzen aber darauf,
dass die anderen Bereiche des internationalen
Austausches kraftvoll weitergeführt werden.

Angesichts der Auseinandersetzungen unter un-
seren türkischstämmigenMitbürger*innen über

die totalitären Entwicklungen in der Türkei unter
Erdogan und demStreit zwischen jüdischer Ge-
meinde und sunnitischer DITIB-Gemeindewird
klar,dass es inMannheim vermehrten Klärungs-
bedarf im Zusammenleben vonMenschen ver-
schiedener Glaubens- undWeltanschauungen
gibt.Wir können uns hier zumBeispiel Projekte
mit unserer Partnerstadt Haifa vorstellen,die als
Stadt in Israel vorbildlich für das friedliche und
kooperative ZusammenlebenMenschen ver-
schiedenster Anschauungen ist. Das wird den Di-
alog der Religionen undWeltanschauungen
unterstützen.

Ebenso regenwir in diesem Zusammenhang an,
dass das imNovember auf Franklin eröffnete
„globale Klassenzimmer” nicht einfach eine
sinnvolle Zwischennutzung von Teilen der ehe-
maligen amerikanischenGrundschule bleiben,
sondern nach denAktivitäten auf Franklin an
zentraler Stelle der Stadt verstetigt werdenmöge.
Wir könnten uns hier sehr gut eine künftig auch
räumlich verankerte Kooperationmit der neu zu
erbauenden Stadtbibliothek vorstellen,da es zwi-
schen Stadtbibliothek und Eine-Welt-Forumbe-
reits beste Kooperationserfahrungen auf
Projektebene gibt.

„Global denkenund lokal handeln”: DiesesMotto
gilt nicht erst seit denbeiden „UrbanThinker
Campusses” inMannheim.Wir setzendarauf,
dass der Leitbildprozess der Stadt unddamit die
globalenNachhaltigkeitsziele in angepasster Form
Grundlageunserer städtischenZielsetzungund
der eigenen zielorientierten Steuerungwerden.

Mannheim ist eine europäische Stadt und eine
Stadt,die sich klar zu Europa bekennt. Gerade an-
gesichts der Turbulenzen umdie Europäische
Unionwollenwir dieWichtigkeit und historische
Bedeutung von Europa für unsere Stadt und ihre
Entwicklung stärker in den Vordergrund stellen.
In diesem Sinne unterstützenwir bürgerschaftli-
ches Engagement undwollen die Diskussion um
Europa gerademit jungenMenschen voranbrin-
gen, auch in den Schulen.

Wir sehen den Bedarf und denken darüber nach,
den hoch engagiertenMitarbeiter*innen im
Fachbereich Internationales für die immer um-
fänglicher gewordene Arbeit der Vernetzung
Mannheimsmit den für uns wichtigen globalen
Entwicklungen und der Unterstützung der er-
freulicherweise regen Partnerschaftsszene
Mannheimsmehr Ressourcen zur Verfügung zu
stellen.
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Frauenpolitik –
aktuellwie eh und je
Im kommenden Jahr wird das Frauenwahlrecht
100 Jahre alt.Wir wollen dieses Jubiläumnutzen,
umdie Frauenpolitik stärker in den Fokus zu
nehmen. Frauenrechte sindMenschenrechte.
Frauenförderung ist auch heute noch ein aktuel-
les Thema.Wir wollen den Chancengleichheits-
plan inMannheimumsetzen. Frauenmüssen im
gesamten Bereich des Lebens gleichberechtigt
sein.Wirmüssen inMannheim ein gesellschaft-
lichesMiteinander entwickeln,in dem für alltäg-
liche Belästigungen und sexistische Sprüche kein
Platz ist.

In der Arbeitsweltmuss sich noch einiges tun.
Es brauchtmehr Frauen in Führungspositionen,
auch in der Stadtverwaltung. Ziel ist,dass auch
die gemeinderätlichenGremien undAufsichts-
ratsposten paritätisch besetzt werden. Die gesetz-
lich vorgeschriebene Frauenquote für börsen-
notierte Unternehmenwollenwir auf Tochter-
gesellschaften der Stadt übertragen,so wie es der
Oberbürgermeister in seinemWahlkampf ver-
sprochen hat.

Wir erwarten von der Stadt die Bereitstellung ge-
schlechtersensibler Daten auch imHaushalts-
entwurf, damit die unterschiedlichen Bedürf-
nisse vonMännern und Frauen bei den Etat-
beratungen ausreichend berücksichtigt werden
können. Da die StadtMannheim auf unsere Initi-
ative hin im Jahr 2011 die „EU-Charta zur Gleich-
stellung vonMännern und Frauen auf lokaler
Ebene” unterzeichnet hat,muss der finanzielle
Rahmen dafür jetzt geschaffenwerden. Das bis-
herige Gleichstellungsamt leistet hervorragende
Arbeit. Es ist uns wichtig,dass die Gleich-
stellungsbeauftragte in ihrer Arbeit und ihrer
Wirkungen nach innen und außen nicht einge-
schränkt wird.

Frauen brauchen eigene Räume zu Austausch
und zur Vernetzung. Frauentreffs wollenwir er-
halten und fördern. Das NetzwerkMädchenar-
beit bietet spezielle Angebote undAlternativen
fürMädchen an. BesondersMädchenmitMigra-
tionshintergrund nehmen diese Angebote gerne
wahr. Hier werden dieMädchen gestärkt und
dazu ermuntert,ihre Persönlichkeit zu entfalten.

Gerade für Teenager ist es wichtig,ein eigenes
Bild von der Rolle alsMädchen bzw. Junge zu ent-

wickeln. Geschlechtsspezifische Angebote in der
Jugendarbeit sind von großer Bedeutung.

Die Zahl der hilfesuchenden Frauen undMäd-
chen steigt weiter an und damit auch die Be-
lastung derMitarbeiterinnen des Frauen- und
Mädchennotrufs. Es ist unbedingt geboten,die-
ses Angebot zu unterstützen und imHinblick auf
den hohen Zuwachs der Beratungsfälle eine sta-
bile Finanzierung zu gewährleisten. Frauenhäu-
ser bieten Frauen,die vor Gewalt fliehen,Schutz,
Beratung und Begleitung sowie Perspektive für
die Zukunft. Damit die Unterkunft und die späte-
reWohnungssuche nicht erschwert werden,
braucht es gute Planung undAbsprache zwi-
schen den jeweiligen Kommunen. Hiermüssen
wir die Zusammenarbeit in derMetropolregion
nutzen,umdie Situation der betroffenen Frauen
undKinder zu verbessern. Die finanzielle Lage
der Frauen,oftmit Kindern,muss sichergestellt
sein. Hiermüssen die Kommunen sich ihrer
Verantwortung stellen,umFrauen- undKinder-
armut zu vermeiden.

Eines besonderen Schutzes bedürfen Frauen in
der Prostitution. Jetzt,wo das “Prostitutions-
schutzgesetz” in Kraft getreten ist,muss auch in
der Kommune dafür Sorge getragenwerden,dass
diese Frauen den Schutz auch spüren undHilfe
bekommen.Mit Bürokratie und hohenKosten
werden die betroffenen Frauen nur in die Illega-
lität und an den Rand der Gesellschaft getrieben.
Die Beratungsstelle Amalie bietet ganzheitliche
Beratung für Frauen in der Prostitution und ein
Wohnprojekt für Aussteigerinnen. Diese Ange-
bote gilt es unbedingt weiter zu erhalten und fi-
nanziell angemessen zu unterstützen. Unser Ziel
muss lauten: Perspektiven schaffen undMen-
schenhandel stoppen.

Foto: Pixabay



Sehr geehrte
DamenundHerren,
wir GRÜNEwollen „Mannheim fürMorgen” ge-
stalten. Trotz finanziell relativ guter Rahmenbe-
dingungen ist dies für denGemeinderat nicht
einfach,da dieHerausforderungen groß sind.

DerHaushaltsentwurf derVerwaltungbildet eine
guteGrundlage für die kommendenBeratungen.
Bei denwichtigen Zukunftsaufgaben imBereich
Klima,Umwelt undVerkehrmuss allerdings spür-
bar nachgesteuertwerden. DieUnterstützungder
bürgerschaftlichenTräger,Verbändeund Initiati-
ven, diewichtigeAufgaben für die Stadtgesell-
schaft übernehmen,mussnochgesichertwerden.
Dafürwerdenwir uns in denBeratungen imDe-
zembermit ElanundEnergie einsetzen.

Ichmöchtemich,auch imNamenmeinerGRÜ-
NENKolleg*innen,bei den städtischenMitarbei-
ter*innen für ihreArbeit,ihreUnterstützungund
die vertrauensvolle Zusammenarbeit bedanken.

Besonders erwähnenmöchte ich imRahmender
EtatberatungendieMitarbeiter*innenderKäm-
merei unter ihremLeiter,HerrnMarkusManhart,

diemit ihrerArbeit unsereBeratungenerstmög-
lichmachen.

Bedankenmöchte ichmich außerdembei Frau
Bürgermeisterin Felicitas Kubala und ihrem
Team,die dazu beitragen,dass unsere Stadt jeden
Tag grüner wird.

Ein großer Dank geht an alle Bürger*innen,die
unsmit Ideen und Vorschlägen,aber ebensomit
konstruktiver Kritik unterstützt haben. Sie erin-
nern uns daran,für wenwir Politikmachen.

Mein Dank gilt insbesondere auch denMen-
schen, diemit ihrer haupt- und ehrenamtlichen
Arbeit dafür sorgen,dass unsere Stadt ein
menschliches Gesicht behält.

Besonders bedankenmöchte ichmich außerdem
beimeinenGRÜNEN Fraktionskolleg*innen und
denMitarbeiter*innen der GRÜNEN Fraktions-
geschäftsstelle für ihre Unterstützung bei der
Erstellung dieser Rede.

Uns allenwünsche ich respektvolle,produktive
und von Fachlichkeit geprägte Etatberatungen.

Ich bedankemich für IhreAufmerksamkeit!
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Von links
nach rechts:
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